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Zusammenfassung  

Mit dem Förderprogramm „Stadtumbau Ost“ wird den aus rück-
läufiger Wirtschafts- und Bevölkerungsentwicklung resultieren-
den Schwierigkeiten von ostdeutschen Städten Rechnung getra-
gen. Modellrechnungen für die künftigen Einwohnerzahlen der 
meisten Kommunen haben ergeben, dass ohne Gegenmaßnahmen 
zunehmende Bevölkerungsverluste und Überkapazitäten auf dem 
Wohnungs- und Immobilienmarkt zu erwarten sein dürften. Dort, 
wo bereits heute Probleme bestehen, resultieren diese meist aus 
einem komplexen Ursachenbündel. Deshalb sind für eine tragfä-
hige und nachhaltige Stadtentwicklungsplanung integrierte Kon-
zepte zu favorisieren. Sektorale Einzellösungen würden in ihrer 
Wirkung schnell verpuffen und negative Trends kaum stoppen. 

Die Städte sind in Gestalt und Organisation den neuen Gegeben-
heiten anzupassen, wobei sich das bisherige Bild der Siedlungen 
erheblich wandeln könnte. Diese Veränderungen sind aber nicht 
unbedingt nur als negativ anzusehen. Es liegt bei den Bürgern und 
lokalen Entscheidungsträgern, ob eine Gemeinde dem Teufels-
kreis ungeregelter Schrumpfungsmechanismen preisgegeben 
wird, oder ob ein anspruchsvoller Umbauprozess zwar eine 
schlankere, aber unter Umständen sogar qualitätsvollere Stadt 
hervorbringt. Letztere Variante erfordert neben der Hilfestellung 
durch Bund und Länder ein hohes Maß an Engagement, Kreativi-
tät und Ausdauer. Daher gilt es auf der lokalen Ebene die spezifi-
schen Entwicklungsziele zu bestimmen und dabei den angemes-
senen Weg unter Einbeziehung der verfügbaren Förder-
möglichkeiten konsequent zu beschreiten. Ein solcher Prozess 
sollte nicht nur kleinräumig, sondern auch regional durch Koope-
ration und Berücksichtigung der Nachbarkommunen verankert 
werden. Hierbei kommen der Kommunikation des spezifischen 
Leitbildes und der dabei erzielten Fortschritte hohe Bedeutung zu. 
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Das Bund-Länder-Programm „Stadtumbau Ost“ und der gleich-
namige Wettbewerb sollten unter anderem den Anstoß zu einer 
solchen Entwicklung geben. Nun beginnt für diejenigen Städte, 
die sich den Herausforderungen stellen, die Phase der Eigenver-
antwortung für weitere Aktivitäten. 
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1.  Die Herausforderungen der 
Stadtentwicklung in den neuen Ländern 

Zahlreiche Städte Ostdeutschlands sehen sich mit ernsthaften 
Schwierigkeiten konfrontiert, die aus ökonomischen Problemen 
und hohen Bevölkerungsrückgängen resultieren. Auch in den 
Wachstumspolen sind insbesondere struktureller Wohnungsleer-
stand und rückläufige Einwohnerzahlen eine Herausforderung für 
Kommunalpolitik und Stadtplanung. Zudem stellen sich einzelne 
Problemfaktoren sowohl als Ursache als auch als Wirkung dar. 
„Stadtumbau Ost“ ist nicht nur mehr in Fachkreisen ein geläufiger 
Begriff. Unter der Annahme einer zukünftig bundesweit stagnie-
renden Einwohnerzahl und Siedlungsentwicklung wird bereits der 
„Stadtumbau West“ diskutiert. Gleichzeitig weisen einige attrak-
tive Städte in Ostdeutschland – so zum Beispiel Leipzig, Dresden, 
Zwickau, Weimar, Jena oder Potsdam – ausgeglichene oder sogar 
positive Bevölkerungsbilanzen auf. Auch scheint die für die 
Großstädte problematische Suburbanisierung (Umzüge der Be-
völkerung in die Umlandgemeinden der Städte) zunehmend zu 
stagnieren. Trotzdem ist der strukturelle Wohnungsleerstand eines 
der städtebaulichen Hauptprobleme auch für die genannten Orte, 
andere Schwierigkeiten bestehen parallel dazu oder zeichnen sich 
zukünftig ab. 

Das vorliegende Arbeitspapier richtet sich insbesondere an dieje-
nigen, welche sich für das Thema des „Stadtumbau Ost“ interes-
sieren und zunächst eine erste Orientierung und Hinführung zu 
diesem komplexen Thema erwarten. Wer sich bereits aktiv mit 
der Thematik befasst, kann wiederum Anregungen, Ideen und ak-
tuelle Diskussionsgrundlagen finden. Es handelt sich hier weder 
um eine Evaluation der bisherigen Städtebauförderung und der 
speziellen Förderprogramme von Bund und Ländern noch um ein 
allgemeingültiges Konzept zur nachhaltigen Stadtentwicklung in 
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den neuen Ländern. Die Überlegungen sollen vielmehr einen ak-
tuellen Überblick zur Lage und den zukünftigen Herausforderun-
gen liefern und zum aktiven, kreativen Handeln motivieren, um 
bestehenden sowie zukünftigen Problemen angemessen und er-
folgreich entgegen zu treten. 

Flüchtig betrachtet könnten die einzelnen Facetten der stagnieren-
den oder gar rückläufigen Entwicklung als städtisches Spezifikum 
von eher marginaler Bedeutung für die jeweilige Gesamtregion 
bewertet werden. Dies ist aber nicht der Fall. Fast zwei Drittel der 
Bundesbürger leben in Städten, davon über die Hälfte in Klein- 
und Mittelstädten. Dies gilt auch für Ostdeutschland, wo insbe-
sondere Sachsen und Thüringen stets stark urbanisiert gewesen 
sind. Unterschiedlich aber gestaltet sich derzeit die Entwicklung 
der Städte: während insbesondere die westdeutschen Klein- und 
Mittelstädte in den letzten Jahren eine leichte Bevölkerungszu-
nahme sowie Arbeitsplatzgewinne und eine unterdurchschnittli-
che Arbeitslosigkeit verzeichneten, sind es gerade diese Stadtty-
pen, welche in Ostdeutschland unter einer gegenläufigen 
Entwicklung zu leiden haben. Bevölkerungsrückgang, Arbeits-
platzverluste und eine überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit sind 
dort bekannte Probleme (GATZWEILER 2004). Die Großstädte bil-
den keine Ausnahme, wenngleich dort oftmals einzelne Faktoren 
günstiger ausgeprägt oder gar gegenläufige Trends feststellbar 
sind. Im Gegenzug gibt es dort andere, spezielle Herausforderun-
gen, wie etwa meist besonders hohe Wohnungsleerstände. 

Stadt ist nicht immer gleichbedeutend mit Wachstum. Diese Fest-
stellung gilt seit der Entstehung der „europäischen Stadt“ und bes-
tätigt sich aktuell in den neuen Ländern, auch wenn es im Einzel-
fall schwer fallen mag, dies zu akzeptieren. Gerade in 
Ostdeutschland handelt es sich keineswegs um ein neues Phäno-
men oder gar eine spezifische Entwicklung der Post-Wende-Zeit: 
Flächendeckende Schrumpfungsprozesse in den DDR-Städten 
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wurden während der Jahre des Sozialismus lediglich negiert und 
durch eine Wachstumseuphorie – insbesondere bezüglich der 
„Aufbaustädte“ – überlagert. Vor allem die Dörfer im Norden und 
die Kleinstädte im Süden erfuhren dauerhafte Bevölkerungsver-
luste. BENKE (2004) prägt für die DDR-Zeit den Begriff der 
„schrumpfenden Städte in der Aufbaugesellschaft“. Städtewachs-
tum war zwar gegeben, aber auf relativ wenige Zentren be-
schränkt. So verlor beispielsweise Leipzig im Zeitraum von 1950 
bis 1989 14 Prozent seiner Einwohner. Die Mehrheit der Städte in 
der DDR war zu jener Zeit mit den heute sich akut stellenden 
Problemen des Einwohnerrückgangs, des strukturellen Woh-
nungsleerstandes in den Altbauquartieren und kommunaler Fi-
nanzschwäche konfrontiert. Die Baupolitik des SED-Staates hin-
terließ im Osten Deutschlands zur Wende baulich-räumlich 
zerrüttete Städte (HOSCISLAWSKI 2004). 

Die vieldiskutierte „schrumpfende Stadt“ ist also kein völlig neu-
es Phänomen. Vielmehr sind die meisten ostdeutschen Städte mit 
einer schweren Hypothek der DDR-Stadtplanung in die vereinte 
Bundesrepublik getreten. Im Laufe der 1990er Jahre haben sich 
unter den marktwirtschaftlichen Bedingungen die bereits bekann-
ten Prozesse verschärft, neue Probleme kamen hinzu. Zehn Jahre 
nach der politischen Wende haben sich für die ostdeutschen  
Städte insbesondere Bevölkerungsrückgang, kommunale Finanz-
schwäche auf Grund allgemeiner Wachstumsschwäche und einer 
Erosion der Steuerbasis sowie zunehmender Wohnungsleerstand 
als gravierende Probleme herauskristallisiert. Eine Situation, wie 
sie in dieser Schärfe und flächenhaften Ausbreitung in Deutsch-
land bisher kaum gegeben war. Besonderer Aufmerksamkeit be-
darf die heutige Situation der rückläufigen Einwohnerentwicklung 
in den neuen Ländern, weil Hochrechnungen und Prognosen des 
Statistischen Bundesamtes, des Bundesamtes für Bauwesen und 
Raumordnung (BBR), der Population Division der UN, des Statis-
tischen Amtes der Europäischen Union (EUROSTAT) sowie des 

11 



Instituts für Bevölkerungs- und Gesundheitsforschung der  
Universität Bielefeld ergeben, dass es sich hier um den Beginn 
einer europaweiten Entwicklung handele, welche insbesondere 
durch den schon vor Längerem einsetzenden demographischen 
Wandel verursacht worden sei (siehe Karte 1 und Karte 2). Ange-
sichts derart alarmierender Szenarien gilt es sich vorzubereiten 
und vor allem rechtzeitig zu reagieren, um die drohenden Nega-
tivtrends für Wirtschaft und Gesellschaft einzudämmen oder auf-
zuhalten. 

Noch konzentrieren sich die Städte mit rückläufigen Entwick-
lungstendenzen in den neuen Ländern, während in Westdeutsch-
land die nach wie vor leicht prosperierenden Verdichtungsgebiete 
dominant erscheinen. Wenn ostdeutsche Klein- und Mittelstädte 
in den letzten Jahren eine Bevölkerungszunahme verzeichnet  
haben, dann lagen sie meistens im Umfeld der Großstädte sowie 
im Berliner Umland und profitierten von der Zuwanderung im 
Rahmen der – wenn auch mittlerweile nur noch schwach ausge-
prägten – Suburbanisierungsprozesse. Dennoch ergeben sich nun 
auch in zahlreichen Regionen der alten Länder umfangreiche 
Handlungsbedarfe für die Stadtplanung, wie zum Beispiel das Inf-
rastrukturmanagement und die Kommunalfinanzen. So sind es be-
reits heute überwiegend nur mehr südwestdeutsche Städte, welche 
eine positive Wanderungsbilanz aufweisen. Aber auch wenn sich 
der Ost-West-Gegensatz der wanderungsbedingten Bevölke-
rungsentwicklung langfristig auflösen könnte, ist dies angesichts 
der aus dem demographischen Wandel erwachsenden Herausfor-
derungen für die bereits heute betroffenen Kommunen nur ein 
schwacher Trost. 
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Die Bund-Länder-Kommission „Stadtumbau Ost“ versucht daher, 
der Situation in Ostdeutschland in seiner Dringlichkeit Rechnung 
zu tragen. Als hinderlich erweist sich die mangelnde Erfahrung 
im offensiv-konstruktiven Umgang mit rückläufigen Entwicklun-
gen. So stellte beispielsweise bis in die erste Hälfte der 1990er 
Jahre die Wohnraumknappheit ein Leitthema der Stadtentwick-
lung dar. Außerdem war sowohl in der alten Bundesrepublik als 
auch in der vormaligen DDR Stadtentwicklung meist gleichbe-
deutend mit einer Erweiterung der bebauten Fläche. Obwohl be-
reits gegen Ende der 1980er Jahre erste Anzeichen einer stagnie-
renden Bevölkerungs- und Siedlungsentwicklung festgestellt 
wurden, schien es nach der Deutschen Einheit kaum vorstellbar, 
dass die ausreichende Versorgung mit Wohnraum in der Bundes-
republik bald erreicht sein sollte und in den neuen Ländern sogar 
übertroffen würde. Wohnraum war bis dahin stets ein knappes 
Gut, weshalb Stadtplanung und Förderpolitik zunächst auf Sanie-
rung und Neubau setzten.1 Die heutige Problematik wurde daher 
zunächst überrascht wahrgenommen. Als sich um 1996 erstmals 
eine Übersättigung des Mietwohnungsmarktes abzeichnete, war 
es zum planerischen Gegensteuern zu spät. Auch stellt sich die 
Situation bis heute sehr differenziert dar: in den Ländern Bran-
denburg und Mecklenburg-Vorpommern war der Wohnungsman-
gel aus DDR-Zeiten derart gravierend, dass die durchschnittlichen 
Leerstandszahlen dort heute wesentlich geringer ausfallen als in 
Sachsen und Sachsen-Anhalt, wo bereits Mitte der 1990er Jahre 
am tatsächlichen Bedarf vorbei gebaut worden war (Tabelle 1). In 
Thüringen ist die Leerstandsquote in den letzten Jahren gesunken. 
Der teilweise markante Unterschied zwischen dem Landesdurch-
schnitt und der Quote im Bestand der Mitgliedsunternehmen des 

                                              

1 Zum Beispiel durch Förderung des Wohnungsbaus mit Hilfe vergünstig-
ter steuerlicher Abschreibungsmöglichkeiten (Sonder-AfA-Ost). 
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GdW2 erklärt sich dadurch, dass die großen Wohnungsunterneh-
men und -genossenschaften meist hohe Anteile an den weniger 
nachgefragten Plattenbausiedlungen besitzen. 

Tabelle 1: Zunahme des Wohnungsbestandes und Leerstand in den 
neuen Ländern (o. Berlin) 2002 

Bundesland 
Zunahme des Woh-

nungsbestandes 
1990 zu 2000 

Struktureller Woh-
nungsleerstand im 

Jahre 2002  
(Ø 14,7%) 

Leerstandsquote im 
Bestand der Mit-

gliedsunternehmen 
des GdW2 
(Ø 16,2%) 

Brandenburg 14,2% 13,1% 14,7% 

Meckl.-Vorp. 13,1% 11,8% 10,7% 

Sachsen 6,9% 17,6% 19,6% 

Sachsen-
Anhalt 

7,4% 16,9% 20,8% 

Thüringen 6,7% 10,2% 15,8% 

Quelle: Ministerium für Arbeit, Bau und Landesentwicklung Mecklenburg-
Vorpommern, ISEK, SAB 

Dass mittlerweile hoher Handlungsdruck besteht, dürfte spätes-
tens seit der Erarbeitung des Bund-Länder-Programms „Stadtum-
bau Ost“ deutlich geworden sein. Die Tatsache, dass der Bund in 
großem Umfang Fördermittel bereitstellt, um die Städte dazu zu 
stimulieren, ihre ureigenste Aufgabe – Stadtplanung – zu betrei-
ben, ist ein bemerkenswerter, einzigartiger Umstand. Angesichts 
dessen ist nachzuvollziehen, dass nun ein Umdenken erfolgen 
muss. Wie ein tragfähiges Leitbild aussehen sollte und welcher 
Weg der beste wäre, ist auf Grund der besonderen Problemkons-
tellation derzeit freilich noch nicht abschließend zu klären. In 

                                              

2 GdW = Bundesverband deutscher Wohnungsunternehmen 
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Fachkreisen herrscht zumindest Konsens, dass ein Paradigmen-
wechsel vom gesteuerten Wachstum zum geordneten Rückzug im 
Sinne eines „weniger ist mehr“ erforderlich ist. Dies stellt ein an-
spruchsvolles Vorhaben dar, das jedoch keinesfalls zum resigna-
tiven Rückzug führen darf (GATZWEILER 2004). Die Analyse der 
aktuellen Situation und eine Diskussion innovativer, unter Um-
ständen auch ungewöhnlicher Ansätze kann wertvolle Hilfestel-
lungen für wichtige Entscheidungsprozesse zur nachhaltigen 
Stadtentwicklung geben. 
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2.  Langfristige Tendenzen der 
Bevölkerungs- und 
Haushaltszahlentwicklung 

In regelmäßigen Abständen werden vom Statistischen Bundesamt 
Bevölkerungsvorausberechnungen erarbeitet und mit den statisti-
schen Landesämtern koordiniert, welche ebenfalls derartige  
Modellrechnungen für ihr jeweiliges Bundesland durchführen. 
Die aktuellste Schätzung ist die „10. koordinierte 
Bevölkerungsvorausberechung“ vom Juni 2003, die eine 
Modellrechnung bis zum Jahr 2050 enthält. Dabei wird ein 
Ausblick in drei unterschiedlichen Varianten gegeben, die sich 
durch verschiedene Annahmen der Zuwanderung nach 
Deutschland und zwischen den Ländern sowie der Zunahme der 
durchschnittlichen Lebenserwartung unterscheiden. Als 
zusammengefasste Geburtenziffer wurde stets der aktuelle 
Bundesdurchschnitt von 1,4 Lebendgeborenen pro Frau 
beibehalten. Eine nennenswerte Zunahme der Zahl der Geborenen 
wird künftig als unrealistisch angesehen. Vor allem auf Grund der 
seit den 1970er Jahren geringen Geburtenrate im gesamten 
Deutschland ergibt sich bei dieser Rechnung eine deutliche 
Bevölkerungsabnahme spätestens ab dem Jahre 2040. Eine derart 
langfristige Vorhersage ist jedoch kaum machbar, weshalb bereits 
die bisher verfügbaren Modellrechnungen bis 2020 stets unter 
Vorbehalt zu werten waren: Einerseits sind demographische 
Prozesse recht träge und lassen sich daher relativ gut in die Zu-
kunft projizieren. Andererseits spielt auf regionaler Ebene insbe-
sondere die Bilanz von Zu- und Abwanderung eine große Rolle 
für die Entwicklung der Einwohnerzahl. Diese Bewegungen wie-
derum lassen sich oft noch nicht einmal mittelfristig abschätzen. 
Tatsache allerdings ist, dass die niedrigen Geburtenraten in Ost-
deutschland bereits heute zu einer Bevölkerungsabnahme in den 
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meisten Orten führt, selbst wenn es dort ein ausgeglichenes oder 
sogar leicht positives Wanderungssaldo gibt. 

Die Bevölkerungsvorausschätzungen des Bundesamtes für Bau-
wesen und Raumordnung (BBR) (siehe Karte 2) und des Instituts 
für Bevölkerungsforschung und Sozialpolitik (IBS) kommen zu 
ähnlichen Ergebnissen. Beide gehen davon aus, dass die Bevölke-
rungszahl insbesondere auf Grund von Zuwanderungen aus dem 
Ausland in der Bundesrepublik bis mindestens 2005 bzw. bis  
maximal 2020 zunächst einmal ansteigt. Danach könnte ein steti-
ger und langfristig anhaltender Einwohnerrückgang einsetzen. 
Dieser dürfte so lange anhalten, wie die Geburtenrate das Be-
standserhaltungsniveau (2,1 bis 2,2 Kinder/Frau) unterschreitet 
und das Geburtendefizit den Einwanderungsüberschuss übertrifft. 

Die Ursachen für Bevölkerungsabnahmen können in niedrigen 
Geburtenzahlen, hohen Sterbeziffern oder starker Abwanderung 
sowie einer Kombinationen aller drei Faktoren liegen. Wichtig 
hierbei ist, dass einzelne Regionen und Städte ganz unterschied-
lich stark betroffenen sein würden. Eine Folge des Bevölkerungs-
rückgangs ist die zunehmende demographische Alterung. Die 
Zahl der älteren Menschen nimmt signifikant zu, wobei selbst  
eine massive Zuwanderung jüngerer Menschen den Anstieg des 
Altenquotienten unter den gegenwärtigen Rahmenbedingungen 
lediglich abmildern, aber nicht stoppen könnte. Insbesondere ost-
deutsche Regionen mit geringem Arbeitsplatzangebot erfahren 
durch den Fortzug junger Bewohner eine Verstetigung negativer 
demographischer Trends. 
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Karte 1:  Die Bevölkerungsentwicklung in den deutschen  
Raumordnungsregionen von 1990 bis 2002 
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Karte 2:  Prognose der Bevölkerungsentwicklung in den deutschen 
Raumordnungsregionen bis 2020 
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Mit dem Problem der rückläufigen Bevölkerungszahlen war be-
reits die vormalige DDR konfrontiert. Die 1975 beschlossenen 
sozialpolitischen Maßnahmen führten aber nur für wenige Jahre 
zu einer Geburtenrate, welche das Bestanderhaltungsniveau er-
reichte. Somit war und wird die Bevölkerungsentwicklung sowohl 
in der früheren DDR als auch in den neuen Ländern in erhebli-
chem Maße vom Saldo aus Zu- und Abwanderung bestimmt. 
Hierbei ist jedoch stets eine differenzierte Betrachtung nötig. 
Während beispielsweise der Landkreis Bad Doberan durch Ruhe-
sitzwanderungen heute Einwohnergewinne verbucht, obwohl 
Mecklenburg-Vorpommern insgesamt durch Abwanderungen ge-
prägt ist, führen die überdurchschnittlichen Bevölkerungsverluste 
der sächsischen Städte Hoyerswerda oder Görlitz zu einem Rück-
gang nicht nur der Einwohner-, sondern gleichermaßen der Haus-
haltszahlen. 

Die meisten ostdeutschen Städte wiederum waren von rückläufi-
ger Bevölkerungsentwicklung deshalb besonders betroffen, weil 
zusätzlich zu Abwanderungen in andere Wirtschaftsräume und 
Sterbefallüberschüssen insbesondere zur Mitte der 1990er Jahre 
erhebliche Stadt-Umland-Wanderungen für Einwohnerverluste 
der Kernstädte sorgten. Wenngleich der Trend zum Wohnen im 
Umland nicht vollends gestoppt ist, so scheint die Intensität dieser 
Suburbanisierungsprozesse seit der Jahrtausendwende deutlich 
geringer zu sein. Die Kernstädte gewinnen sogar an Attraktivität, 
wie sich für die letzten Jahre beispielsweise für Leipzig oder 
Dresden an Hand von Rückwanderungen aus dem Umland bele-
gen lässt (HERFERT 2002). 

Eine Sonderstellung nimmt die Hauptstadt Berlin mit ihrem Um-
land ein. Hier ist sowohl mit anhaltenden Zuwanderungsgewinnen 
als auch mit spürbarer Suburbanisierung zu rechnen. Für zahlrei-
che andere ostdeutsche Städte droht dagegen – ungeachtet ihrer 
Größenordnung – ein weiterer Rückgang der Einwohnerzahlen 
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zum weitgehend „normalen“ Phänomen zu werden. Trotzdem 
wird es weiterhin auch Zuwanderung geben. Diese erfolgt aber 
zunehmend selektiv und ist auf besonders attraktive Standorte und 
Stadtteile beschränkt. 

Wanderungsverluste wiederum dürften dennoch nicht so gravie-
rend ausfallen wie zu Beginn der 1990er Jahre. Die extremen 
Abwanderungen zwischen 1989 und 1992 sind unter den damali-
gen politischen und ökonomischen Umständen als Sondersitua-
tion zu werten. In keinem Jahr danach war die Abwanderung aus 
den ostdeutschen Städte ähnlich hoch. Dies liegt einerseits an der 
graduellen Angleichung der Einkommen an das westdeutsche  
Niveau und andererseits an der aus ostdeutscher Sicht bedauerli-
chen Tatsache, dass viele Bürger – meistens junge, risikofreudige 
und innovative Menschen – bereits abgewandert sind. Diese An-
nahme wird durch die Ergebnisse einer Langzeitstudie des Psy-
chologischen Dienstes der Bundeswehr gestützt (EBENRETT et. al. 
2003), welche unter anderem die Hypothese weitgehend bestätigt, 
dass insbesondere besser ausgebildete und für die intellektuelle 
Förderung ihrer Kinder aufgeschlossene Familien eher zur (inner-
deutschen) Mobilität bereit sind. Gekoppelt mit wirtschaftlich be-
dingten geringeren Investitionen im öffentlichen Bildungssektor 
sowie den negativen Auswirkungen von Arbeitslosigkeit im El-
ternhaus auf die Entwicklung von Kindern, hat sich mittlerweile 
offenbar ein erkennbares West-Ost und Süd-Nord-Gefälle erge-
ben. Dies haben Tests zu den kognitiven bzw. geistigen Fähigkei-
ten junger Männer ergeben3. Es sei angemerkt, dass die Abwan-
derung insbesondere junger Bürger aus zahlreichen Regionen der 
neuen Länder sicherlich ein sehr unerfreulicher Fakt ist. Das  

                                              

3 Es ist anzunehmen, dass sich die Situation bezüglich junger Frauen nicht 
anders darstellen dürfte. Hier liegen allerdings keine wissenschaftlichen 
Erkenntnisse vor, da sich o.g. Untersuchung auf die Testleistungen von 
Wehrpflichtigen bei der Musterung bezieht. 
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„Dableiben“ um den Preis der Jugendarbeitslosigkeit stellt aber 
keine echte Alternative dar. Im Gegenteil, eine zukünftige Aufga-
be ostdeutscher Regionen sollte es sein, bei verbesserter Lage auf 
dem Arbeitsmarkt ehemals abgewanderte Menschen zurück zu 
holen. 

Auf den ersten Blick mögen die Aussagen in den einschlägigen 
Veröffentlichungen zur demographischen und wirtschaftlichen 
Situation in den ostdeutschen Städten kontrovers klingen. Gegen-
läufige und daher widersprüchlich erscheinende Prozesse beste-
hen vielfach gleichzeitig nebeneinander. Dabei hat sich die Dis-
kussion bislang sehr stark auf den wachsenden 
Wohnungsleerstand als vermeintliche direkte Folge des Bevölke-
rungsrückgangs konzentriert. Zunächst einmal erscheint eine sol-
che Interpretation plausibel: weniger Menschen benötigen weni-
ger Wohnraum, weshalb in Zukunft mit einem ansteigenden 
Überangebot an Wohnraum und sinkenden Wohnkosten zu rech-
nen wäre (JUST 2003). Weitere Investitionen in den Wohnungsbau 
der ostdeutschen Städte erscheinen vor diesem Hintergrund als 
wenig sinnvoll. 

Ab 1995 war ein schnell steigender Leerstand vor allem im Miet-
wohnungsbestand der Städte zu beobachten, während sich gleich-
zeitig die Zahl der Einwohner stetig rückläufig entwickelte. Al-
lerdings ist zu bedenken, dass Wohnungen nicht allein von 
Personen, sondern vielmehr von Haushalten nachgefragt werden. 
Somit ist neben der Einwohnerzahl insbesondere die Zahl der 
Haushalte von großer Bedeutung für Stadtplanung und -ent-
wicklung. 

Die Haushaltszahlen wiederum haben in den letzten Jahren konti-
nuierlich zugenommen. Somit ist festzuhalten, dass einerseits die 
Zahl der Haushalte in der Regel ständig zunimmt, während die 
der Einwohner weiter abnimmt (siehe Abb. 1). 
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Diese paradox erscheinende Situation hängt vorrangig mit dem 
Trend zu immer kleineren Haushaltsgrößen zusammen. Betrug 
diese um 1900 etwa 4,5 Personen, so hat sich dieser Durch-
schnittswert bis zum Jahre 2002 auf 2,1 Personen verringert (Sta-
tistisches Bundesamt). 

 

Abb. 1:   Die Entwicklung der Haushaltszahlen (Säulen: linke Achse) 
und die durchschnittliche Haushaltsgröße (Punkte: rechte 
Achse) in Ostdeutschland 1991 bis 2000 
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Quelle: Statistisches Bundesamt 2002 

Abgesehen davon ist festzustellen, dass die aktuelle Leerstands-
problematik vor allem in den ostdeutschen Städten nicht nur dem 
Fortzug von Einwohnern in andere Länder oder in das jeweilige 
Umland, sondern gleichermaßen den zahlreichen Neubauvorha-
ben der 1990er Jahre geschuldet ist. So wurden in Ostdeutschland 
von 1990 bis zur Jahrtausendwende ca. 300.000 Ein- und Zwei-
familienhäuser errichtet und 350.000 Wohnungen im Geschoss-
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wohnungsbau fertig gestellt. Hinzu kamen etwa 80.000 Wohnun-
gen in bestehenden Gebäuden (zum Beispiel durch Dachausbau) 
und die instandgesetzten, zu DDR-Zeiten unbewohnbaren Altbau-
ten in einer geschätzten Größenordnung von rund 200.000 Woh-
nungen (KRAUTZBERGER 2001). Dabei standen bereits zur Wende 
etwa 400.000 Wohnungen – meist im Altbau (Baualter 1910 und 
älter) – leer. Die Neubau- und Sanierungsaktivitäten haben in 
Teilmärkten zu einem Angebotsüberhang geführt, welcher ein 
wesentlicher Grund für die aktuelle Leerstandproblematik ist. Die 
alleinige Ursache der heutigen Schwierigkeiten ist er aber nicht. 

Die Bevölkerungsverluste einzelner Städte sind bereits so hoch, 
dass es dort nicht nur zu einem Rückgang der Einwohner-, son-
dern auch der Haushaltszahlen gekommen ist. Die massive Sub-
urbanisierung/Stadt-Umland-Wanderung der mittleren 1990er 
Jahre führte hierbei zu mindestens so gravierenden Einwohner-
rückgängen der Kernstädte wie die Abwanderung in andere Regi-
onen. Heute ist der leer stehende Wohnraum in den unattraktiven 
Marktsegmenten – unsanierte Alt- und Plattenbauten – konzen-
triert. Somit erscheint der aktuelle Leerstand, so paradox es wir-
ken mag, auch Ausdruck einer durchaus positiven Entwicklung. 
Man muss nicht mehr das (wenige) akzeptieren, was es auf dem 
Wohnungsmarkt gibt. Schlecht ausgestattete oder teuere Woh-
nungen sind nicht mehr gefragt und stehen leer. Diese Einschät-
zung soll jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass jeder Woh-
nungs- bzw. Wohnortwechsel an individuelle finanzielle 
Spielräume gebunden ist. Nicht jeder kann das vorhandene Ange-
bot wahrnehmen. Durch zahlreiche Fortzüge höherer Sozial-
schichten werden unter Umständen Tendenzen der sozialen Ent-
mischung in einzelnen Stadtvierteln befördert. An dieser Stelle sei 
angemerkt, dass die bisweilen gepriesene geringe Segregation der 
DDR-Gesellschaft weniger ein Resultat des gesellschaftlichen 
Fortschritts als vielmehr der Mangelwirtschaft war. Arbeiter und 
Intellektuelle wollten nicht unbedingt, sondern sie mussten Tür an 
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Tür wohnen. Demgegenüber ist beim Eigenheimbau noch kein 
Überangebot festzustellen. Hier dürfte auch in Zukunft eine nen-
nenswerte Nachfrage bestehen bleiben, obwohl gegen Ende der 
1990er Jahre ein markantes Abflauen der Bevölkerungssuburba-
nisierung zu verzeichnen ist. 

Selbst nach erfolgtem Rückbau der aktuell bestehenden Überka-
pazitäten dürfte die Leerstandsproblematik weiter bestehen blei-
ben. Die Zahl der Haushalte sowie deren Wohnflächenansprüche 
werden langfristig stagnieren. Allerdings gestaltet sich eine detail-
lierte Prognose, die beispielsweise konkrete regionale Aussagen 
enthält, als sehr schwierig. Sollte sich die Bevölkerungszahl  
gemäß der Modellrechnungen entwickeln, wäre davon auszuge-
hen, dass der Bevölkerungsrückgang in der gesamten Bundesre-
publik spätestens ab 2020 zu einem unmittelbaren Rückgang der 
Haushaltszahlen führen könnte (siehe Abb. 2). Allerdings dürfte 
die Altersstruktur dieser Haushalte anders aussehen als heute. 
Während 2002 etwa ein Viertel von ihnen aus Rentnern bestanden 
hat, könnte deren Anteil vorübergehend auf über 40 Prozent an-
steigen. Daran dürfte auch ein späteres Renteneintrittsalter nur 
wenig ändern. Die zukünftigen Rentner werden in Zukunft an-
spruchsvoller sein als heute und etwa dieselbe Fläche nachfragen 
wie es derzeit Mittvierziger tun. Diese Entwicklung wird wahr-
scheinlich einen vorübergehenden Nettozuwachs an Wohnflä-
chennachfrage bewirken. Außerdem ist damit zu rechnen, dass 
sich die Wohnverhältnisse in Ost- und Westdeutschland weiter 
angleichen. Deshalb wird zunächst die gesamte Wohnflächen-
nachfrage in Ostdeutschland voraussichtlich steigen (JUST 2003). 
Die Konvergenz der Wohnverhältnisse lässt sich jedoch nicht  
automatisch auf die Qualität der Wohnungen beziehen. 

Weitere Bevölkerungsverluste durch Geburtenrückgänge und 
Abwanderungen dürften aber zunächst die zukünftige Entwick-
lung prägen und die sich bereits heute abzeichnenden Auswirkun-
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gen verstärken (JURCZEK 2002). Der anhaltende Bevölkerungs-
rückgang dürfte allerdings weitgehend graduell erfolgen, bei-
spielsweise weil ältere Menschen weniger wandern. Eine Ent-
spannung der Gesamtsituation dürfte solange ausbleiben, bis sich 
die wirtschaftliche Lage in Ostdeutschland nicht deutlich verbes-
sert. Den meisten Abwanderungen liegen bekanntermaßen öko-
nomische Motive zu Grunde. Insbesondere die Großstädte hatten 
in den letzten Jahren neben den Einwohnerverlusten durch nega-
tive Geburten- und Wanderungssaldi zusätzlich unter den  
Abwanderungen ins Umland zu leiden. Die meisten Umlandge-
meinden konnten wiederum ihre abwanderungsbedingten Bevöl-
kerungsverluste durch die Zuwanderungsgewinne aus der Stadt-
Umland-Migration ausgleichen und häufig per Saldo sogar einen 
Anstieg ihrer Einwohnerzahlen verbuchen. 

Derzeit sind die Suburbanisierungsprozesse relativ gering ausge-
prägt. Vereinzelt kann gar eine leichte Umkehr im Sinne der  
Umland-Stadt-Wanderung beobachtet werden. Unklar ist, ob es 
sich nur um so genannte Kohorteneffekte handelt. So könnte es 
sich bei der Rückwanderung um die Migration vormals im Um-
land angesiedelter Personen handeln, welche die Vorteile des 
städtischen Wohnens (wieder-) entdecken. 
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Abb. 2:  Entwicklung und Prognose der Haushaltszahlen in  
Ostdeutschland 1990 bis 2030 

Quelle: DKB, empirica zit. nach JUST 2003 

Es ist aber auch zu bedenken, dass gerade die ersten Kohorten der 
„DDR-Baby-Boomer“, also die Angehörigen der relativ starken 
Geburtenjahrgänge zwischen 1977 und 1988, in die Phase der ers-
ten eigenen Haushaltsgründung gekommen sind – wobei diese 
gegebenenfalls nach der Wende zunächst mit ihren Eltern aus der 
Stadt in das suburbane Umland gezogen waren. Es entspricht den 
gängigen Annahmen, dass die Haushaltsgründung dieser jungen 
Erwachsenen ausbildungs- und arbeitsbedingt tendenziell in den 
Städten erfolgt und mit Umland-Stadt-Migration verbunden ist. 
Wäre die zu beobachtende Rückwanderung in die Städte alters-
spezifisch selektiv und vor allem lebenszyklusbedingt, so wäre 
durch die darauf folgenden schwachen Kohorten (ausgesprochen 
geburtenschwache Jahrgänge der Nachwendezeit) langfristig be-
reits deren Ende absehbar. Andererseits – auch wieder gemäß der 
Stellung im Lebenszyklus – dürften sich aus diesen Jahrgängen in 
Zukunft die potenziellen Suburbaniten rekrutieren, so dass neue 
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Wanderungsverluste der Kernstädte gegenüber den Umlandge-
meinden zu erwarten wären. In den Städten aber würde dann nicht 
eine nachfolgende Generation neuer „Haushaltsgründer“ die lee-
ren Wohnungen in ähnlichem Maße nachfragen wie dies zuvor 
der Fall war, da die Geburtsjahrgänge ab 1990 ausgesprochen 
schwach sind. In Fachkreisen wird daher trotz beginnender Woh-
nungsrückbauaktivitäten ein „zweiter Leerstandsschock“ für die 
meisten ostdeutschen Städte erwartet. 

Trotzdem ist festzuhalten, dass eine verlässliche Prognose der zu-
künftigen Entwicklung einzelner ostdeutscher Städte kaum mög-
lich ist, weil es (noch) kein Wanderungsgleichgewicht zwischen 
West- und Ostdeutschland sowie zwischen Stadt und Umland 
gibt. Zwar sind ökonomische Motive für Wanderungen insbeson-
dere bei jungen Menschen stets ein wichtiger Grund, allerdings 
spielt eben auch der Lebenszyklus dabei eine bedeutende Rolle. 
Diese teilweise Überlagerung alterspezifischer und sozioökono-
mischer Motive als ausschlaggebendes Moment für Migration-
sentscheidungen macht es schwer, tragfähige Vorhersagen zu tref-
fen.  

Sehr wahrscheinlich werden die relativ stabilen und aktiven Zent-
ren wie z.B. Leipzig, Dresden oder Jena ihre Einwohnerzahlen 
durch Zuwanderung zunächst stabilisieren können. Dies dürfte 
allerdings zu Lasten mittlerer und kleiner Städte in peripheren 
Lagen geschehen (GÖSCHEL 2003). 

Politische Entscheidungen und gesetzliche Rahmenbedingungen 
beeinflussen die Entwicklung ebenfalls direkt oder indirekt: die 
Gewährung der Eigenheimzulage ohne regionale Differenzierung 
beispielsweise fördert Suburbanisierung auch dort, wo die Stadt-
kerne bereits heute soziodemographisch und -ökonomisch zu ero-
dieren drohen. Das Gesicht der Innenstädte und die Entwicklung 
von Einzelhandelseinrichtungen an der Peripherie werden durch 
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Gewerberecht und steuerliche Mechanismen stärker beeinflusst 
als durch städtebauliche Leitbilder (FUHRICH 2003).  

Sowohl die aktuelle Situation als auch die sich mittelfristig ab-
zeichnende Entwicklung der Bevölkerungszahlen ostdeutscher 
Städte mögen bisweilen entmutigend wirken, da doch „Wachs-
tum“ gemeinhin als wichtigster Indikator für Fortschritt und  
Attraktivität gewertet wird. Dabei ist diese Bewertung für die de-
mographischen Verhältnisse nicht immer zutreffend. Zunächst 
wäre festzuhalten, dass es keine „optimale Bevölkerungszahl“ 
gibt. Dicht besiedelte Länder, wie etwa die Benelux-Staaten, kön-
nen genauso wie dünn besiedelte Länder – etwa Norwegen, 
Schweden oder Finnland – einen hohen Lebensstandard aufwei-
sen. Genauso wenig ist Bevölkerungswachstum ein Garant für 
Lebensqualität und stetiges Wirtschaftswachstum oder leistungs-
fähige Sozialsysteme, wie ein Blick auf die Entwicklungsländer 
leicht zeigt. 

Gerade für ein bevölkerungsstarkes Land wie die Bundesrepublik 
können sich aus einer rückläufigen Bevölkerungszahl – im Sinne 
der Bewahrung unserer Ressourcen – auch Chancen ergeben. Die 
große Herausforderung ist nicht primär die stagnierende bzw. 
rückläufige Einwohnerentwicklung, sondern die Verschiebung 
des Altersquotienten. Auch hier sind entsprechende Chancen zu 
ergreifen: die „Alten von Morgen“ haben eine längere Lebenser-
wartung. Sie werden im Durchschnitt aber auch gesünder sein und 
sich länger im Berufsleben und der Gemeinschaft einbringen 
können. Auch sie werden konsumieren. Um ein solches Engage-
ment zu ermöglichen, müssen bereits heute die Weichen gestellt 
werden, gerade auch in der Kommunalpolitik sowie in der Stadt- 
und Siedlungsplanung. 

Bei aller Diskussion zur Zahl der Einwohner und Haushalte darf 
auch nicht vergessen werden, dass „Schrumpfung“ nicht unbe-
dingt eine direkte Folge der Bevölkerungsentwicklung ist.  
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Vielmehr liegt diesem Phänomen ein Bündel ökonomischer, sozi-
aler und demographischer Faktoren zu Grunde. Dabei ist nicht 
auszuschließen, dass die aktuelle Stagnation in einigen Regionen 
partiell auf den negativen demographischen Verhältnissen basiert. 
Eine bloße optische Beseitigung sichtbarer Auswirkungen, wie sie 
beispielsweise der Wohnungsleerstand darstellt, wird sicherlich 
keine nachhaltige Lösung sein können. Rückläufige Entwicklun-
gen sind stets auch auf die ökonomische Situation zurückzufüh-
ren, die daher in besonderem Maße berücksichtigt werden muss. 
Problematisch wird es dann, wenn mehrere Faktoren (demogra-
phischer Wandel, wirtschaftliche Verhältnisse u.ä.) gleichzeitig 
Schwächen aufweisen. Dieser Gefahr soll aktuell mit dem Bund-
Länder-Programm „Stadtumbau Ost“ begegnet werden, das die 
Erarbeitung „Integrierter Stadtentwicklungskonzepte“ voraus-
setzt.  
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3. Vorrangige Arbeitsfelder für die Städte 

 

Der Leerstand von Wohngebäuden und brach gefallenen Gewer-
beanlagen stellt aktuell den auffälligsten Missstand in ostdeut-
schen Städten dar. Bei allen Überlegungen zur Restrukturierung 
und zum Umplanen gilt es nicht zu vergessen, dass Stadtplanung 
und Städtebau in ihrer Wirkung nicht überschätzt werden dürfen 
(FUHRICH 2003). Viele Politikbereiche wirken auf die Stadt ein 
und beeinflussen ihre Entwicklung nachhaltig. Was sich heute als 
gesellschaftliche Aufgabe unter dem Schlagwort „Stadtumbau 
Ost“ verbirgt, ist weit mehr als nur die Aufwertung der Kernstädte 
und der Abriss leer stehender Gebäude. Die ostdeutschen Städte 
sind derzeit mit einer Vielzahl schwieriger Entwicklungen kon-
frontiert, die bisweilen keine historische Entsprechung haben oder 
anderswo in ähnlicher Weise bestehen würden (siehe Tabelle 2). 
Somit kann zu deren Bewältigung kaum auf Erfahrungen oder be-
reits existierende Modelle zurückgegriffen werden. Trotz aller 
Unsicherheiten müssen problembezogene Vorgehensweisen neu 
entwickelt werden. Diese Situation erfordert hohes Verantwor-
tungsbewusstsein bei gleichzeitiger Risikobereitschaft, da heute 
gegebenenfalls auftretende Denk- und Arbeitsfehler in Zukunft 
nur schwer zu korrigieren sein werden. Die Zeit für voranschrei-
tende Koordinierungsmaßnahmen drängt. Unter den ökonomi-
schen Zwängen von Wohnungswirtschaft und Stadtplanung wer-
den durch erste Um- und Rückbaumaßnahmen bereits jetzt Fakten 
geschaffen, obwohl tragfähige Konzepte erst in recht spärlicher 
Zahl vorhanden sind. Das Dilemma aus akutem Handlungsbedarf 
und erforderlichem Zeitaufwand dürfte kurzfristig nicht optimal 
lösbar sein. Auch ist der Problemdruck bezüglich des Rückbaus 
von Wohnraum regional unterschiedlich stark: im Süden tenden-
ziell größer als im Norden (siehe auch Tabelle 1). 
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Die Rahmenbedingungen für die Städte in den neuen Ländern 
sind momentan nicht besonders günstig. Bevölkerungsrückgang 
ist und bleibt für die meisten Städte problematisch. Nach dem Ab-
flauen der umfangreichen Stadt-Umland-Wanderungen, welche 
den Kernstädten der ostdeutschen Verdichtungsräume Mitte der 
1990er Jahre deutliche Einwohnerverluste einbrachten, sind zwar 
mittlerweile erstmalig auch gegenläufige Trends erkennbar. Den-
noch muss damit gerechnet werden, dass sich die Sozialstruktur 
negativ entwickeln könnte. Der Anteil der Rentner, Sozialhilfe-
empfänger und Arbeitslosen im Vergleich mit denjenigen, die im 
produktiven Arbeitsprozess stehen, kann steigen. Bedingt durch 
Abwanderung drohen Kaufkraftverluste. Und dabei weist bisher 
keine ostdeutsche Stadt eine dem bundesdeutschen Durchschnitt 
entsprechende Kaufkraftkennziffer auf. Spitzenreiter mit etwa  
90 Prozent sind Potsdam, Jena und Dresden.4 Die Konkurrenz der 
Shopping Center auf der „grünen Wiese“ gegenüber den Innen-
städten besteht weiterhin. Angesichts der wachsenden Attraktivi-
tät der Stadtzentren durch erfolgreiche Innenstadtplanung sehen 
sich die großen Einkaufszentren im Umland zu Reaktionen ge-
zwungen. „Die grüne Wiese rüstet auf“ stellte der Leipziger Bau-
referent Engelbert Lüdke-Daldrup kürzlich fest. Zudem weisen 
die großen peripheren und innerstädtischen Shopping-Center der-
zeit bereits Überkapazitäten auf, da der Markt gesättigt ist. Hier 
könnte es zu weiteren, neuen Handlungsbedarfen für Umbau bzw. 
Konversion kommen. Dies gilt es in der Stadt- und Regionalpla-
nung zu berücksichtigen. 

Problematisch ist bisweilen die bauliche Struktur. Ostdeutsche 
Städte mit hohen Gründerzeit-Altbaubeständen weisen meistens 
einen markanten Anteil unsanierter oder gar unbewohnbarer Ge-
bäude auf. Gerade diese jedoch prägen das Stadtbild auf negative 

                                              

4 Daten der Gesellschaft für Konsumforschung (GfK) 2003. 
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Weise. Durch die Eigentümerstruktur – häufig Privatpersonen – 
sind schnelle Rückbau- und Umgestaltungsmaßnahmen nur 
schwer zu realisieren. Nicht viel günstiger ist die Situation solcher 
Wohnstandorte, die vom sozialistischen Städtebau geprägt sind. 
In der vormaligen DDR wurden – so stellt es sich aus heutiger 
Sicht dar – überwiegend standardisierte Wohnungen an ungünsti-
gen Standorten gebaut. Die bestehenden Quartiere der „bourgeoi-
sen“ Altstädte hatte man aus ideologischen Gründen systematisch 
vernachlässigt. Erst der letzte Fünfjahresplan der DDR nahm das 
Bauen in den Innenstädten wieder zaghaft auf. Die meisten neuen 
Wohnviertel befanden sich daher in Stadtrandlage. Der damals 
neu geschaffene Wohnraum wiederum konzentrierte sich im We-
sentlichen auf Mehrfamilienhäuser des komplexen Wohnungs-
baus. Dadurch erfolgte in der früheren DDR trotz sinkender Be-
völkerungszahlen eine Ausweitung der Siedlungsfläche, während 
die Zahl unbewohnbarer innenstadtnaher Altbauten stetig zu-
nahm. 

Der Eigenheimbau spielte trotz entsprechender Wünsche der Bür-
ger nur eine marginale Rolle; und wenn, dann vorrangig im länd-
lichen Raum. Somit verwundert es nicht, dass auf dem heutigen 
Mietermarkt (dies bedeutet, dass weniger Wohnraum nachgefragt 
wird, als auf dem Markt verfügbar ist) sowohl die unsanierten 
Altbauten der Gründerzeitjahre als auch die meistens unattrakti-
ven Plattenbauviertel aus DDR-Zeiten an den Peripherien der 
Städte wenig nachgefragte Wohnstandorte sind. Eine Ausnahme 
stellen die vielfach innenstadtnah gelegenen, sanierten Wohnblö-
cke der 1960er Jahre dar. Hier gibt es kaum Leerstände. Sowohl 
das äußere Erscheinungsbild der Wohngebäude als auch insbe-
sondere deren günstige Lage im Stadtgefüge mit hohem Grünflä-
chenanteil tragen zu einer positiven Beurteilung bei. Allerdings ist 
ebenfalls zu berücksichtigen, dass die Nachfrage in gewissem 
Maße auch mit der spezifischen Altersstruktur der dortigen Be-
wohner zusammenhängen dürfte. Da Wohnblöcke in der früheren 
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DDR meist kohortenweise von Haushalten im Stadium der Fami-
liengründung bezogen wurden, waren die Bewohner der in den 
1960er Jahren entstandenen Siedlungen zum Zeitpunkt der politi-
schen Wende bereits im fortgeschrittenen Alter. Mit zunehmen-
dem Lebensalter aber sinkt die Neigung, die angestammte und in 
der Regel kostengünstige bisherige Wohnung zu verlassen, auch 
wenn bessere Angebote verfügbar sein sollten.  

Auf Grund der hohen Überkapazitäten im Mietwohnungssektor ist 
festzustellen, dass heute durchaus attraktive Wohnungen in guten 
Lagen leer stehen. Zwar zählen viele sanierte Gründerzeitviertel 
zu den bevorzugten Wohnstandorten und weisen entsprechende 
Zuzüge auf, diese sind aber – wegen des großen Angebots – zu-
nehmend selektiver. Empirische Studien zeigen, dass Wohnungs-
leerstand nicht mehr ein alleiniges Phänomen der unsanierten Ge-
bäude ist. Die Erkenntnis der mittleren 1990er Jahre, dass die 
sanierten Gründerzeitquartiere ihre Einwohner wieder gewinnen 
würden, stimmt daher nicht überall. Das Angebot übertrifft selbst 
in den wachsenden ostdeutschen Großstädten die Nachfrage 
merklich. 

Als ausgesprochen problematisch ist die schwache ökonomische 
Basis der Bewohner zahlreicher ostdeutscher Städte zu bewerten. 
Damit einher geht neben unsicheren Arbeitsplätzen und hoher 
Erwerbslosigkeit eine generell geringe Eigenkapitaldecke ostdeut-
scher Privathaushalte. Solche Umstände fördern die Migrations-
bereitschaft, wobei es sich nicht nur um Arbeitslose handelt, wel-
che in anderen Wirtschaftsräumen ein Auskommen zu finden 
versuchen. Zu den Abwandernden zählen vielfach solche Men-
schen, die einen Arbeitsplatz haben. In anderen Regionen ver-
sprechen sie sich meistens eine bessere Entlohnung für die gleiche 
Arbeit und mehr Planungssicherheit in der Gestaltung ihres indi-
viduellen Lebens. Daher erscheint es nur folgerichtig, dass gemäß 
aktueller Umfragen (BBR, GATZWEILER et. al. 2003) die Arbeits- 
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und Verdienstmöglichkeiten sowie das Angebot an Ausbildungs-
plätzen als dringendste subjektive Defizite der Lebensbedingun-
gen in den ostdeutschen Städten angesehen werden. Zum Ver-
gleich: Als größte Probleme werden in den westdeutschen Städten 
Kriminalität und Gefahren im Straßenverkehr genannt. Arbeits- 
und Verdienstmöglichkeiten rangieren dort erst auf den nachfol-
genden Plätzen. 

Weiterhin stellen sich in Ostdeutschland die tendenziell sinkenden 
Steuereinahmen und Geldzuweisungen als Nachteil dar. Außer-
dem muss zukünftig wahrscheinlich mit weniger Fördermitteln 
gerechnet werden, als dies heute der Fall ist. Im Jahre 1998 lagen 
die kommunalen Steuereinnahmen pro Kopf der Bevölkerung le-
diglich bei etwa einem Drittel des Vergleichswertes in West-
deutschland. Die Etats der öffentlichen Haushalte reichen nicht 
mehr aus, um die erforderlichen Investitionen der kommunalen 
Infrastruktur zu tätigen, weil wachsende anderweitige Aufwen-
dungen die verbleibenden Spielräume einengen. Dadurch dürften 
auch die Aufträge an die Privatwirtschaft und insbesondere den 
Mittelstand seitens der öffentlichen Hand weiter abnehmen. 

Trotz der weiterhin zu erwartenden Bevölkerungsverluste wird 
die daraus resultierende geringere Auslastung der infrastrukturel-
len Einrichtungen wahrscheinlich zunehmende Kosten verursa-
chen und ebenfalls Um- sowie Rückbaumaßnahmen erfordern. 
Hierbei geht es nicht nur um eine Ausdünnung von Kultur-, Bil-
dungs- und Betreuungseinrichtungen, sondern vor allem auch um 
eine Konzentration des Straßenbaus sowie von Ver- und Entsor-
gungsanlagen. Bei abnehmenden Einwohnerzahlen drohen beste-
hende Infrastruktureinrichtungen mit langer Restlaufzeit zuneh-
mend ineffizient zu werden. Der Rückgang des Verbrauchs an 
Trinkwasser, Energie und Konsumgütern mag zwar aus Sicht des 
Ressourcen- und Klimaschutzes positive Elemente aufweisen. Die 
betriebswirtschaftlichen und technischen Folgen für die Infra-
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struktursysteme dürften jedoch mit negativen Auswirkungen für 
Anbieter und vor allem Verbraucher verbunden sein. Minderaus-
lastung der Infrastruktur kann nicht nur zu technischen Problemen 
führen. Bei sinkender Einwohner- und Siedlungsdichte steigt auch 
der Fixkostenanteil für die Versorgung der Kunden, was entspre-
chend umgelegt werden muss.  

In einigen Bereichen wird es trotz sinkender Nachfrage kaum 
Einsparpotenziale geben. Das Vorhandensein differenzierter Bil-
dungsangebote beispielsweise stellt eine strategische Ressource 
dar, welche auch und gerade in Fortzugsgebieten gewährleistet 
werden muss. Die Kosten pro Schüler und Studenten nehmen 
wahrscheinlich sogar eher zu (JUST 2004). Es scheint ohnehin ein 
Merkmal der öffentlichen Infrastruktur zu sein, dass nur begrenzte 
Spielräume für Kostensenkungen bestehen. Auch der Öffentliche 
Personennahverkehr leidet unter einer geringeren Auslastung. Um 
wenigstens akzeptable Mindeststandards einzuhalten, werden zu-
künftig neue Betriebskonzepte erforderlich sein. Ebenso ist zu be-
rücksichtigen, dass eine Reduzierung der bebauten Fläche einer 
Stadt trotz sinkender Einwohnerzahlen zur Zunahme des motori-
sierten Individualverkehrs führen kann (GÖSCHEL 2003). Diese 
hohen Verkehrsleistungen wiederum bedingen hohe Kosten für 
Unterhalt und Instandsetzung der Straßen. 
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Tabelle 2: Rahmenbedingungen für die Entwicklung ostdeutscher 
Städte 

Rahmenbedingungen 

• „Ererbte“, ungünstige Strukturen der DDR-Stadtentwicklung 

• Demographischer Wandel 

• Ungünstige Wirtschaftslage 

• Sinkende Steuereinnahmen, Mittelzuweisungen und Fördermöglichkei-
ten 

• Wohnungsüberhang, Leerstand 

• Gefahr der Insolvenz von Wohnungsunternehmen 

• Konkurrenz der „grünen Wiese“  

• Rückläufige Investitionen in Einzelhandel und Wohnungsbau 

• Geringe Eigenkapitalausstattung der Bürger 

• Sinkende Nachfrage der öffentlichen Infrastruktur bei steigenden Kos-
ten 

• Starke Identifikation der Bürger mit ihrer Stadt und Region 

• Förderung durch das Bund-Länder-Programm „Stadtumbau Ost“ 

• Problembewusstsein und Wille zur Veränderung 

• Nachholbedarf bezüglich der Eigentumsbildung und Wohnflächenan-
sprüche 

• Zunächst wachsende Haushaltszahlen trotz sinkender Gesamtbevölke-
rung 

 

Allerdings gibt es durchaus Maßnahmen, welche die kurz- und 
mittelfristig erforderlichen Aktivitäten sinnvoll unterstützen könn-
ten. So besteht noch ein nennenswerter Nachholbedarf im Bereich 
der Wohneigentumsbildung und in Bezug auf die durchschnittli-
chen Wohnflächengrößen. Kurzfristig ist trotz der sinkenden Be-
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völkerungszahl in den ostdeutschen Städten mit steigenden Haus-
haltszahlen zu rechnen. Sollten die Neubauaktivitäten, vor allem 
im Geschosswohnungsbau, stagnieren, dann könnten die Rück-
baumaßnahmen wirklich greifen und der Leerstand nur noch mo-
derat ansteigen bzw. sogar sinken. 

Trotz aller Probleme wurden in den letzten Jahren durch Woh-
nungssanierung und Neubau erhebliche Erfolge erzielt. Darauf 
muss stärker verwiesen werden. Da das Regionalbewusstsein der 
Bevölkerung in der Regel ausgeprägt ist, sollte die Identifikation 
der Bürger mit ihrer Region und ihrer Wohngemeinde noch stra-
tegischer in imagebildenden Kampagnen einbezogen werden. 
Nicht zuletzt gilt es, das Selbstbewusstsein der in den ostdeut-
schen Städten lebenden Bevölkerung zu stärken und ihr die Be-
sonderheiten ihres Heimatraumes näher zu bringen.  
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Tabelle 3: Indikatoren städtischer Problemlagen 

Problemorientierte Indikatoren zur Stadtentwicklung 

Demographische Dimension 

Bevölkerungs-
entwicklung 

überdurchschnittlicher Einwohnerrückgang 

Wanderung negativer Wanderungssaldo, geringe bis fehlende interre-
gionale und internationale Zuwanderung 

Altersstruktur starke/zunehmende Überalterung 

Haushalts-
strukturen 

unterdurchschnittliche/rückläufige Bedeutung von jungen 
Haushalten und Familien 

Ökonomische Dimension 

Arbeitsmarkt überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit, niedrige Erwerbs-
quote 

Einkommen, 
Kaufkraft 

rückläufige Realeinkommen, geringe Kaufkraft 

Branchen-
struktur 

Deindustrialisierung (Bedeutungsverlust des sekundären 
Sektors) 

Kommunale 
Finanzen 

fehlende Einnahmen, überdurchschnittliche Defizite, 
wachsende Einsparungen 

Wohnungs-
markt 

hoher/zunehmender Wohnungsleerstand, Überangebot 
auf vielen Teilmärkten („Mietermarkt“) 

geringer Anteil an innerstädtischem Wohneigentum 

Infrastrukturelle, kulturelle Dimension 

Freizeit geringe/einseitige Möglichkeiten der Freizeitgestaltung 

Kultur abnehmendes/einseitiges Angebot 

Bildung geringe/rückläufige Bedeutung als Ausbildungsstandort 

Quelle: verändert nach Wiest (2004) 
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Sicherlich gibt es kein Patentrezept für einen nachhaltigen Stadt-
umbau. Jeder Standort hat seine spezifischen, unterschiedlich 
stark ausgeprägten Schwächen und Stärken. Diese gilt es gezielt 
zu identifizieren und effektiv zu beseitigen (siehe Tab. 3). Man 
darf nicht vergessen, dass eine stagnierende bzw. rückläufige 
Entwicklung in Zukunft ein Alltagsproblem vieler europäischer 
Städte sein könnte, da wir das beschriebene Phänomen tendenziell 
auch in anderen Staaten Europas antreffen. Daher ist ein frühzei-
tiger Austausch von Erfahrungen untereinander notwendig, um 
interessante Lösungsmöglichkeiten kennen zu lernen, so dass 
nicht jede betroffene Stadt mit allen ihren Problemen völlig auf 
sich allein gestellt wäre. 

Auf Grund der augenblicklich vorherrschenden Trends lassen sich 
vorrangig wichtige Arbeitsfelder bestimmen. Als besonders vor-
dringlich erscheinen Maßnahmen gegen die drohenden finanziel-
len Ausfälle durch sinkende Steuereinnahmen, geringere finan-
zielle Zuweisungen und Fördermöglichkeiten, bei gleichzeitig 
steigenden Ausgaben für die soziale und technische Infrastruktur. 

Zum global angelegten „Stadtumbau Ost“ gibt es keine Alternati-
ven. Ein Rückbau langfristig unvermittelbarer Gebäude stellt kei-
nen Verlust, sondern vielmehr einen Gewinn dar. Leerstand be-
einträchtigt nicht nur das Stadtbild, sondern kann beispielsweise 
auch Vandalismus anziehen. Bei der Vorgehensweise spielt die 
Richtung der vorgesehenen Maßnahmen – nämlich von außen 
nach innen – eine Rolle. Außerdem ist Kreativität gefragt. Daher 
sollten beispielsweise Nachfolgekonzepte für Brachen und neue 
Freiflächen erarbeitet werden, die trotz geringer finanzieller 
Spielräume über eine Nutzung als Grünfläche hinausgehen. Im 
Baugesetzbuch ist die Innenentwicklung als Strategie normativ 
festgeschrieben. Diese Maxime muss verstärkt in den Vorder-
grund gerückt werden. Das heißt konkret, dass eine Bestandsent-
wicklung zu bevorzugen ist, wobei für leere Gebäude fallweise 
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über ihre Weiternutzung durch Anpassung, Wiedernutzung, Um-
nutzung, Konservierung oder aber ihren Abriss entschieden wer-
den muss. Hierzu sollten auch Fragen zur städtebaulichen Dichte 
und Qualität erörtert werden.  

Bezüglich der öffentlichen Infrastruktur ist sowohl der quantitati-
ve als auch der qualitative Bedarf zu berücksichtigen. Ältere Bür-
ger fragen eine andere Infrastruktur nach als junge Menschen. 
Dies bedeutet aber nicht, dass es besondere Einsparpotenziale bei 
den jungen Bürgern oder Familien gäbe; im Gegenteil. Um weite-
re Abwanderungsverluste zu bremsen und um langfristig eine 
nachhaltige Entwicklung zu begünstigen, sollte Kindern, Jugend-
lichen, jungen Menschen und Familien besondere Aufmerksam-
keit geschenkt werden. Hier gilt es einen langen Atem zu behal-
ten: die Früchte erfolgreicher kommunaler Jugend- und 
Familienpolitik können mit Sicherheit nicht kurzfristig geerntet 
werden. 

Attraktivitätsverluste einzelner Standorte durch Leerstand, dro-
hende soziale Segregation sowie eine abnehmende Qualität von 
Architektur und Stadtgestalt sind als weitere prioritäre Aufgaben 
zu nennen, die zielgerichtet zu lösen wären. Gleichermaßen müss-
ten die Stadt-Umland-Beziehungen anders geordnet werden, sei 
es durch formelle oder informelle Verfahren. Die Kernstädte kön-
nen nicht mehr länger die Hauptlast für den Erhalt höherwertiger 
städtischer Infrastruktur tragen, welche von den Bürgern der ge-
samten Region in Anspruch genommen werden. Hier ist Koopera-
tion dringend notwendig. Diese wird zwar immer wieder gefor-
dert, doch in der Praxis hat sich der tatsächliche Wille zur 
gemeinsamen Problemlösung bislang nicht durchsetzen können. 
Vielmehr dominieren Kirchturmpolitik und Abgrenzung, was 
nicht zuletzt auch auf die kommunalpolitische Autarkie zurückzu-
führen ist. Beim Rückbau ist ebenfalls stärker auf die übergrei-
fende Beteiligung aller relevanten Akteure zu achten. Außerdem 
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sollte er sich nicht überwiegend auf die „Platte“ konzentrieren 
und somit in der Hauptlast von den Wohnungsgesellschaften und 
bzw. oder -genossenschaften getragen werden. 
 

Tabelle 4: Vorrangige Arbeitsfelder für die ostdeutschen Städte 

Vorrangige Arbeitsfelder  

• Kommunale Finanzen 

• Beteiligung am Programm „Stadtumbau Ost“ 

• Öffentlichkeitsarbeit für einen gemeinschaftlich akzeptierten 
Stadtumbauprozess  

• Quantitative Bedarfsveränderungen der technischen und sozialen 
Infrastruktur 

• Qualitative Bedarfsänderung technischen und sozialen Infrastruktur 

• Nachhaltige Kinder- und Familienförderung 

• Neue Umlage- und Organisationsformen wegen steigender Infrastruk-
turaufwendungen 

• Qualität und Attraktivität der Stadtviertel sowie von Stadtgestalt und 
Architektur 

• Leerstand und Wohnungswirtschaft 

• Integrierte Stadtentwicklung unter Einbeziehung aller relevanten 
Akteure 

• Interkommunale Kooperation, Stadt-Umland-Kooperation 

 

Bei allen Überlegungen ist zu bedenken, dass Politik und Planung 
stets nur eingeschränkte Gestaltungsmöglichkeiten haben. Wün-
schenswert wäre ein von möglichst vielen Akteuren gestalteter 
Stadtumbau. Um dies zu stimulieren, sind Anreizsysteme – Inves-
titionen, Innovationen und Incentives – sicherlich die beste Vari-
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ante. Angesichts der komplexen und dringlichen Herausforderun-
gen muss jedoch auch über den Einsatz restriktiver Maßnahmen 
nachgedacht werden. 
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4.  Entwicklungsperspektiven und 
Handlungsoptionen 

 

Angesichts der bestehenden Rahmenbedingungen mögen die 
Entwicklungsperspektiven und Handlungsoptionen zunächst be-
grenzt erscheinen. Auf Grund der aufgezeigten Probleme gilt es 
jedoch, positive Entwicklungschancen für die Zukunft vorzuberei-
ten. Allerdings ist eine baldige Umkehr der demographischen 
Verhältnisse kaum zu erwarten. Selbst wenn die Reproduktionsra-
ten deutlich ansteigen würden, wäre es ein langwieriger Prozess, 
bis sich die Einwohnerzahl auf dem heutigen Niveau stabilisieren 
würde. Daher müssen wir uns jetzt mit den aktuellen Lebensbe-
dingungen auseinandersetzen, so dass es dringend geboten er-
scheint, zeitnah unsere lebenswerten Städte auch unter schwieri-
gen Voraussetzungen zu erhalten. Als generelle Leitlinie 
hinsichtlich nachhaltiger Stadtentwicklung kann beispielsweise 
die Qualitätsvereinbarung der am ExWoSt-Programm5 „Städte 
der Zukunft“ teilnehmenden Kommunen dienen.  

Tab. 5: Qualitätsvereinbarung der „Städte der Zukunft“ 

• Haushälterisches Bodenmanagement 

• Vorsorgender Umweltschutz 

• Stadtverträgliche Mobilitätsteuerung 

• Sozialverantwortliche Wohnraumversorgung 

• Standortsichernde Wirtschaftsförderung 

Quelle: BMVBW; ExWoSt 
 

                                              

5 ExWoSt: Experimenteller Wohnungs- und Städtebau 
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Zwei Feststellungen sind diesbezüglich besonders wichtig: Ers-
tens sollte trotz stagnierender bzw. rückläufiger Entwicklungen 
sowie finanzieller Engpässe weiter in die Qualität der Städte in-
vestiert werden, die in der propagierten Wissensgesellschaft junge 
und innovative Menschen anzögen. Zweitens ist eine gefestigte 
ökonomische Basis die Voraussetzung für nachhaltiges Wachs-
tum bzw. Stabilisierung. Der Einfluss der Kommunalpolitik auf 
die wirtschaftliche Entwicklung ist bekanntermaßen begrenzt. Es 
sollte daher akzeptiert werden, dass man mit dem erreichten Le-
bensstandard zunächst auskommen muss. Etwas weniger an 
Quantität bedeutet nicht automatisch weniger an Qualität; das 
heißt, besser eine begrenzte Auswahl hochwertiger Projekte an-
statt ein mittelmäßiges „muddeling through“.  

Ein besonders wichtiger Aufgabenbereich in Ostdeutschland ist 
sicherlich die Reduzierung der Wohnungsleerstände. Bezüglich 
der baulichen Maßnahmen sind Rückbau und Abriss – zumal för-
derfähig – als praktikabler Weg anzusehen. Das Leitbild der tradi-
tionellen, im Kern kompakten europäischen Stadt dürfte hierbei 
ein geeigneter und allgemein akzeptierter Maßstab sein. Wenn 
Städte in ihrer demographischen und ökonomischen Entwicklung 
stagnieren, sollte auch unter dem Aspekt der ökologischen Nach-
haltigkeit die Chance ergriffen werden, den Flächenverbrauch 
nach dem Motto „Stadtentwicklung bedeutet nicht zwangsläufig 
Stadterweiterung“ einzudämmen. Innenentwicklung und Be-
standspflege haben demnach gegenüber einer weiter voranschrei-
tenden Außenentwicklung Vorrang. Idealerweise kommt es zur 
Folgenutzung von Brachen und der durch Rückbau geschaffenen 
Freiflächen, wo sich neue Ansiedlungen orientieren sollen.  

Die Erfahrungen des ExWoSt-Forschungsfeldes „Städte der Zu-
kunft“ zeigen, dass ein ungesteuerter Schrumpfungsprozess zu 
asymmetrischen räumlichen Nutzungen führt und somit mehr Flä-
chenverbrauch pro Kopf der Bevölkerung und eine geringere E-
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nergieeffizienz mit sich bringt (BAUER 2003). Daher sollte die 
kompakte, urbane Stadt auch bei rückläufigen Entwicklungstrends 
und unvermeidbarer städtebaulicher Auflockerung das wichtigste 
Leitbild bleiben. Bei fachmännischer Planung und erfolgreicher 
Steuerung erscheinen die Negativszenarien „Fragmentierung“ o-
der „Perforation“ der Städte vermeidbar. Stadt definiert sich in 
Mitteleuropa unter anderem über ihre Dichte, die nicht zwangs-
läufig Bestand haben dürfte. Sie versteht sich aber auch über 
Symbole, Bauten und Formen. Im Zuge des Stadtumbaus sollte 
das stärker berücksichtigt werden, damit das angestrebte Ziel er-
reicht und der eingeleitete Prozess von den Bürgern mitgetragen 
wird. Dazu erscheinen Untersuchungen erforderlich, welche sich 
mit der Bedeutung städtebaulicher Charakteristika des jeweiligen 
Ortes für seine Bürger befassen. Wenn die wichtigsten Identifika-
tionspunkte – und das müssen nicht zwangsläufig historisch be-
deutsame oder physiognomisch herausragende Bauwerke sein – 
erhalten und gepflegt werden, dürfte es ungleich einfacher sein, 
einen effektiven, gemeinhin akzeptierten Stadtumbau zu vollzie-
hen, bei dem die Bausubstanz minderer Qualität zugunsten einer 
höherwertigen Bebauung weicht. Dabei ist jedoch die selektive 
Umsetzung einzelner Vorzeigeprojekte nicht nachhaltig. Der 
rück- bzw. umgebaute Wohnblock inmitten (halb-) leerstehender 
un- bzw. teilsanierter Plattenbauten gibt weder Impulse, noch 
stellt er einen städtebaulichen Gewinn dar. Um- und Rückbau 
sollten vielmehr quartierweise, also flächenhaft statt punktuell er-
folgen. An Stelle der „schrumpfenden Stadt“ entstünde dann eine 
„schlanke Stadt“, welche mehr Lebensqualität durch weniger 
Dichte aufweisen und in stärkerem Maße höheren Wohnansprü-
chen genügen würde. 

Bisweilen wird der Vorschlag geäußert, dass man durch eine zu-
nehmende Orientierung auf die innerstädtischen Wohnlagen auch 
die weitere Stadt-Umland-Wanderung von Bevölkerung, Indu-
strie-, Gewerbe- und Freizeiteinrichtungen eindämmen könnte. 
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Basis hierfür wären eine funktionierende interkommunale Stadt-
Umland-Kooperation und die Einrichtung von Immobilienmana-
gement-Systemen. Flankierend dazu erscheinen restriktive Vor-
schriften von Landes- und Regionalplanung erforderlich. Denn 
auch in „schrumpfenden“ Städten ist Bauland in der Regel teuerer 
als in deren Umland; insbesondere wenn es sich um Brach- oder 
Rückbauflächen handelt, welche mit hohem finanziellem Auf-
wand (zum Beispiel durch Altlastensanierung) beräumt werden 
mussten. Die interkommunale Konkurrenz um Bewohner und 
Gewerbe ist unter anderem wegen der einwohnerzahlbasierten 
Mittelzuweisungen oder des dringend benötigten Steueraufkom-
mens nachvollziehbar. Im globalen Wettbewerb kommt es aber 
auch auf die Durchsetzungsfähigkeit der gesamten Region an. Ein 
höheres Maß an Kooperation und gemeinsamer Strategie ist des-
halb im Prinzip vorteilhafter als Kirchturmpolitik mit nur kurz-
fristigem Nutzen. 

Insgesamt wäre es wünschenswert, die kommunalen Umlagesys-
teme zu reformieren. Sinkenden Einwohnerzahlen dürfen nicht 
zwangsläufig Negativentwicklungen oder Sanktionen folgen. Pla-
nung mit Schrumpfung und Einwohnerrückgang sollte nicht indi-
rekt bestraft werden. Um von dem Steueraufkommen und den 
staatlichen Zuwendungen etwas unabhängiger zu werden, wäre es 
sinnvoll zu überprüfen, inwiefern private Finanzierungs- und 
Betreibermodelle im öffentlichen Sektor etabliert werden  
könnten. 

Bezüglich der Stadtplanung und Architektur sind neuartige, fle-
xible Systeme zu favorisieren. Denkbar sind von vornherein um- 
oder rückbaubare öffentliche Einnrichtungen. Sanierungs- und 
Modernisierungsarbeiten an Gebäuden und Wohnungen müssen 
zunehmend die konkreten Verhältnisse und den individuellen Be-
darf berücksichtigen. Wohnungszusammenlegungen und/oder 
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Grundrissveränderungen wären als bereits praktizierte Beispiele 
zu nennen. 

Dabei sollte der Umbauprozess nur temporär und vor allem ziel-
gerichtet gefördert werden. Angesichts der hohen Leerstandszah-
len in den Altbauvierteln ist es wichtig, durch Anreizsysteme 
auch die privaten Eigentümer in den Stadtumbau aktiv einzubin-
den. Hier gilt es administrative Barrieren abzubauen. Die zeitliche 
Begrenzung von Fördermaßnahmen ist notwendig, um eine 
schnelle Umsetzung zu stimulieren und „moral hazard“-Probleme 
auszuschalten („Ich baue mal drauf los; wenn es schief geht, dann 
wird mich der Staat schon unterstützen.“). Neben dem Abriss 
würde sich in zentralen Lagen auch eine Umnutzung leer stehen-
der Gebäude für soziale oder kulturelle Einrichtungen anbieten.  

Als weiterer wichtiger Komplex sind die Infrastrukturmaßnahmen 
zu nennen. Wie bei der Stadtentwicklung sollte der Rückzug von 
den Rändern zum Kern hin erfolgen. Bezüglich typischer Netzinf-
rastrukturen (Strom, Ver- und Entsorgung, ÖPNV usw.) bestehen 
meistens schon Erfahrungen mit Teilprivatisierungen bzw. dem 
Einkauf von Fremdleistungen. Bei sinkendem finanziellen Spiel-
raum wird wahrscheinlich ein noch stärkerer Rückgriff auf private 
Finanzierungsmodelle erforderlich werden. Ein klassisches, 
wenngleich unpopuläres Beispiel wären spezielle Verkehrsprojek-
te (road pricing). Insbesondere die turnusmäßige Instandsetzung 
bzw. Kontrolle der unterirdischen Netzinfrastruktur sollte gege-
benenfalls für den Rückbau genutzt werden. Bezüglich der Ver- 
und Entsorgungsleitungen muss dies nicht zwangsläufig eine 
Stilllegung ganzer Anlagen bedeuten. So ist es technisch durchaus 
möglich, beispielsweise Leitungs- oder Röhrendurchmesser zu 
verkleinern und somit dem Bedarf anzupassen. In vielen deut-
schen Städten ist in absehbarer Zeit sowieso eine Sanierung des 
Abwassernetzes erforderlich. Solche Gelegenheiten sollten von 
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der integrierten Planung bedacht werden, um etwaige Überkapazi-
täten abzubauen.  

Auch in Bezug darauf gilt es, die entsprechenden Anbieter früh-
zeitig in die Planungen einzubeziehen. Der Zeitraum zur Ab-
schreibung unterirdischer Infrastrukturanlagen liegt in der Regel 
bei zwanzig bis vierzig Jahren, deren reale Nutzung vielfach bei 
über hundert Jahren. Veränderungen hinsichtlich des Bedarfs an 
Leitungsnetzen scheinen daher eine besonders schwierige Aufga-
be darzustellen, da sich deren Planung auf keine verlässlichen 
Prognosen stützen kann. Zumindest beim Rückbau ist allerdings 
eine sinnvolle Kooperation möglich, wenn die Stadtplanung ins-
besondere den Verlauf der Ver- und Entsorgungsnetze berück-
sichtigt. 

Die Forderung nach maßvollem Rückzug und bedarfsgerechter 
Anpassung der Städte auf eine tendenziell ältere Bevölkerung – 
bei gleichzeitiger Attraktivitätssteigerung für junge Menschen 
und speziell Familien – erscheint zunächst paradox. Das Eine 
schließt das Andere aber nicht aus. Allzu fantasievolle Lösungen 
wie etwa gemeinsame Schüler- und Seniorenheime hören sich zu-
nächst einmal gut an, sind aber kaum realistisch. Dagegen wäre es 
durchaus möglich, flexibel nutzbare Gebäude zu errichten, die je 
nach Bedarf zur Schule, zum Kinderhort oder zu einer anderen 
öffentlichen Einrichtung umgewidmet werden könnten. Für ab-
sehbare, kurzfristige Bedarfe wären kostengünstige Provisorien 
vorzusehen. Auch temporäre Raumanmietungen sind denkbar. 
Relativ wenig Einsparpotenzial dürfte beim Grundschulnetz be-
stehen, da hier trotz sinkender Schülerzahlen eine flächendecken-
de Versorgung notwendig ist. Der Stellenwert qualitativ hochwer-
tiger (Aus-) Bildung ist zwar gemeinhin bekannt, dennoch findet 
diese Erkenntnis bei den derzeit aktuellen Entscheidungen nur 
wenig Niederschlag. Diesbezüglich besteht die Gefahr, dass stag-
nierende Regionen durch ihre geringen finanziellen Spielräume 
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abgekoppelt werden. Tatsache ist, dass die Bundesrepublik im 
globalen Wettbewerb nicht über Lohn oder Herstellungskosten, 
sondern über Qualität und hohe Standards konkurrenzfähig ist. 
Bildung wird in diesem Zusammenhang eine immer bedeutendere 
Ressource. Daher ist der vorhandene Vorsprung auszubauen,  
ebenso wie die bestehenden Lücken dringend geschlossen werden 
müssen.  

Sind tertiäre Ausbildungsstätten von überregionaler Bedeutung 
vorhanden (zum Beispiel Universität, Fachhochschule, Berufs-
akademie), dann ist es notwendig, verstärkt um Studenten von au-
ßerhalb zu werben. Auch bei diesem Wettbewerb ist in erster Li-
nie Qualität gefragt. Sicherlich sind damit finanzielle 
Aufwendungen ohne sofort sichtbarem Nutzen verbunden; insbe-
sondere dann, wenn die auf Kosten des jeweiligen Landes ausge-
bildeten Fachkräfte ihren Beruf nach ihrem Studienabschluss an 
einem externen Arbeitsstandort ausüben. Dennoch ist festzuhal-
ten, dass die regionalökonomischen Effekte sowie der Imagege-
winn für die Städte durch renommierte Bildungseinrichtungen 
nicht zu unterschätzen sind (JURCZEK u.a. 1998). 

Der Bildungssektor und der Kulturbereich dürfen auf keinen Fall 
unterschätzt werden, auch wenn einige hochwertige Angebote be-
reits heute mit einem hohen Kostenaufwand unterhalten werden, 
obwohl sie nur einen geringen Teil der Einwohner erreichen. Da-
bei sind es nicht nur die etablierten Einrichtungen, welche zum 
positiven Bild einer Stadt beitragen. Alternative Projekte – zumal 
oft kostengünstig – sind gerade bei jungen Menschen imageprä-
gend und daher in entsprechenden Planungsprozessen einzubezie-
hen. Die unbestrittene Attraktivität von Leipzig als Investitions-
standort und Universitätsstadt liegt auch in ihrem Ruf als 
Kulturstadt für Jüngere begründet. Es wäre auch denkbar, dass 
besonders attraktive Kultureinrichtungen eine Art Gegengewicht 
zu Einwohnerverlusten bilden könnten (GÖSCHEL 2003). 
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Unabhängig von den konkreten Entwicklungen in der Zukunft 
dürften die Infrastrukturkosten pro Kopf der Bevölkerung weiter 
zunehmen. Da die öffentlichen Infrastrukturleistungen meistens 
für mehrere Jahrzehnte geplant werden, müssen sich die Städte 
auch in Phasen der Stagnation eher auf steigende Bereitstellungs-
kosten einstellen (JUST 2004). Dabei sollten möglichst nachfrage-
gesteuerte Angebote favorisiert werden. Beim ÖPNV in ländli-
chen Räumen beispielsweise konnten bereits zahlreiche 
bedarfsorientierte Bedienungssysteme bei geringer bzw. unsteter 
Nachfrage erfolgreich erprobt werden. Der Einsatz von Bedarfs-
bussen und Anruf-Sammel-Taxis erscheint prinzipiell auch beim 
innerstädtischen ÖPNV denkbar. 

Trotz ihrem grundsätzlichen Bekenntnis zur urbanen und 
kompakten Stadt dürften einige Kommunen in Zukunft weniger 
Dichte aufweisen als heute. Der Abbau nicht mehr benötigter Ge-
bäude kann allerdings nicht immer im Einklang mit dem propa-
gierten städtebaulichen Idealbild erfolgen. Ob und wo zurückge-
baut wird, hängt zunächst von den Eigentümern und schließlich 
von der Rentabilität – also ökonomischen Faktoren – ab. 
Wenngleich städtebaulich nicht wünschenswert, so werden 
mittlerweile bereits Eckhäuser abgerissen, obwohl diese das 
Straßenbild in besonderer Weise prägen. In welche Richtung sich 
die städtischen Nutzungen entwickeln dürften – also auch welche 
Stadtteile attraktiv bleiben werden – ist nicht genau 
vorherzusagen. Ein gutes Planungskonzept vermag lediglich den 
Entwicklungsrahmen und die -richtung anzugeben. Mittels eines 
auf die lokalen Bedürfnisse zugeschnittenen Leitbildes können 
unerwünschte Prozesse genereller Art – z.B. keine Ausdehnung 
der Bebauung am Stadtrand, solange ungenutzte Brachen 
bestehen – verhindert werden. Auf jeden Fall werden die Städte zunehmend ihr äußeres Erschei-
nungsbild verändern; in den kommenden Jahren vielleicht rasan-
ter als in den vergangenen Jahrzehnten. Dieser Wandel ist jedoch 
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nicht nur zu beklagen, sondern auch als Chance zu begreifen. Der 
vorübergehende Bedeutungsverlust zentraler Funktionen in den 
Innenstadtbereichen der vormaligen DDR gehört zwar der Ver-
gangenheit an, hält sich jedoch erstaunlich lange im Bewusstsein 
zahlreicher Ostdeutscher. Auch deshalb wird dem Stadtumbau 
bisweilen mit Argwohn begegnet, da er häufig als Rückschritt 
empfunden wird. Deshalb muss der Kommunikation mit den Bür-
gern im Rahmen des Stadtumbauprozesses ein sehr hoher Stel-
lenwert eingeräumt werden. Städte und ihre Stadtviertel definie-
ren sich einerseits über ihre administrativen Grenzen. Sie 
bestehen jedoch andererseits vor allem auch in der Wahrnehmung 
durch ihre Bewohner und Nutzer. REUTHER (2003) zählt zu den 
lokalen Qualitäten und Standortvorteilen Zugehörigkeits- und 
Verantwortungsgefühle, Vertrauensbestände und gemeinsame 
Zielvorstellungen sowie die Wirksamkeit bürgerlichen Engage-
ments. Davon lebe die Stadt und deshalb erscheine es in schwieri-
gen Situationen geboten, die soziopsychologischen Verhältnisse 
überdurchschnittlich zu berücksichtigen; insbesondere auch des-
wegen, weil gerade diese wichtigen „weichen Faktoren“ zunächst 
einmal in den Hintergrund gestellt würden.  

Die Qualitäten einer weniger dichten Stadt werden von den Bür-
gern nicht unbedingt sofort erfasst. Während der Umbauprozesse 
mögen daher Vorbehalte bestehen. Bürgerumfragen in Chemnitz 
haben ergeben, dass der dort erforderliche Umbau der Innenstadt 
– hier musste überhaupt erst eine citygemäße Bau- und Funkti-
onsstruktur geschaffen werden – zunächst mit Skepsis betrachtet 
wurde. Nach Abschluss der ersten prägenden Maßnahmen 
herrschte dann bald große Zustimmung. Der Mehrheit gefällt 
mittlerweile die neue, „andere“ City6. 
                                              

6 Ergebnisse von Passantenumfragen in den Jahren 1999 und 2002 im 
Rahmen des Studiums im Fach Sozial- und Wirtschaftsgeographie der 
TU Chemnitz. 
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Kommunikation besitzt auch deshalb einen hohen Stellenwert, 
weil es einen großen Schritt bedeutet, um vom Postulat „weniger 
zu wachsen“ zu dem „nicht mehr (unbedingt) wachsen zu wollen 
bzw. zu müssen“ zu gelangen (FUHRICH 2003). Dass sich einige 
Bürger, welche die Jahre seit der politischen Wende als perma-
nenten Auf- und Umbruch empfinden, von einem solchen Para-
digmenwechsel überfordert fühlen und sich weiter zurückziehen, 
ist durchaus nachvollziehbar.  

In Ergänzung dazu merkt GÖSCHEL (2003) an, dass ostdeutsche 
Intellektuelle ihre Mitbürger – in ihrer Tradition ontologischer, 
essentialistischer Gesellschafsmodelle – grundsätzlich als Avant-
garde ansähen. Daher seien sie durchaus prädestiniert für die Um-
setzung alternativer ökonomischer Modelle. Empirische Untersu-
chungen, wie etwa des IRS (Institut für Regionalentwicklung und 
Strukturplanung) in Erkner, kommen allerdings zu anderen Er-
kenntnissen: es herrsche eher Passivität und ein Rückzug in die 
Privatsphäre vor. Statt bürgerlichen Engagements und der Mobili-
sierung von innovativen Potenzialen finde eine lokalistische Ein-
igelung statt. Den aktuellen Herausforderungen würde ganz und 
gar nicht avantgardistisch, sondern passiv-resignativ begegnet.  

Um erforderliche Maßnahmen auf einen breiten Konsens stützen 
zu können, ist es daher wichtig, die Rahmenbedingungen und das 
Ziel exakt aufzuzeigen. Auch die Wahl der Begriffe sollte bedacht 
werden. Den interessierten Bürgern ist meistens klar, dass unter 
„Umbau“ häufig „Abriss“ zu verstehen ist. Dabei schwingt oft ei-
ne negative Konnotation mit. Ein Blick über die Thematik hinaus 
zeigt uns jedoch, dass der hier im Vordergrund stehende Vorgang 
der Verkleinerung nicht per se etwas Schlechtes sein muss. „Er-
setzen wird das Wort ‚Schrumpfen’ durch ‚Verschlanken’, so hat 
dies eine völlig andere Wertschätzung. […] Schlank ist Ausdruck 
eines gesunden Lebensgefühls: fit sein, auf überflüssige Pfunde 
verzichten. Letztlich gilt Schlank als erstrebenswertes Schönheits-
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ideal. ‚Schrumpfen’ dagegen hat etwas Krankes, Leidendes, zu-
mindest Unattraktives an sich. Leider ist es noch nicht gelungen, 
diese positive Grundhaltung auch auf die Stadtentwicklung zu ü-
bertragen. Statt die ‚schlanke Stadt’ zu propagieren, hat man sich 
auf das eher verwirrende Schlagwort ‚Stadtumbau’ eingespielt 
und meistens meint man damit eigentlich ‚Stadtrückbau’.“ (FUH-
RICH 2003, S. 598). Trotz solcher Bemühungen, um Verständnis 
der Bürger auch für im Detail vielleicht unerfreuliche Maßnah-
men zu gewinnen, bedürfte es – wenigstens temporär – modifi-
zierter gesetzlicher Regelungen; etwa um Mietverhältnisse leich-
ter kündigen zu können, wenn der Abriss spezifischer Gebäude 
dringend erforderlich ist und damit im öffentlichen Interesse liegt. 

Neben der allgemeinen Wirtschaftslage sind es insbesondere die 
Lebensqualität und das Image, welche Menschen zum Bleiben, 
Kommen oder Gehen veranlassen. Allerdings müssen die beste-
henden Vorteile und Stärken der ostdeutschen Städte auch ent-
sprechend herausgestellt und kommuniziert werden. Diesbezüg-
lich gibt es noch diverse Defizite. Betrachtet man den Diskurs zu 
den Städten in den neuen Ländern, bewegen sich die Aussagen in 
der Tat vielfach zwischen Verharmlosung und Schönfärberei oder 
der Ankündigung der Apokalypse. Hier gilt es das Bild zurecht zu 
rücken, vor allem die Stärken müssen noch viel besser transpor-
tiert werden. In den westdeutschen Verdichtungsräumen Mün-
chen, Stuttgart oder Hamburg werden ja auch nicht unbedingt die 
Schwächen (Pkw-Staus, überlasteter ÖPNV, hohes Mietniveau 
usw.), sondern vorrangig die Pluspunkte (Hochtechnologiestand-
ort, Kulturmetropole u. ä.) herausgestellt.  

Betrachten wir den Zeitraum seit der politischen Wende, so hat 
einerseits der Mietermarkt zum heutigen Leerstandsproblem ge-
führt. Andererseits ist es vielen Menschen in den Städten der neu-
en Länder nunmehr möglich, sich angesichts der unterdurch-
schnittlich geringen Miet- und Baulandpreise einen relativ hohen 
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Wohnstandard zu leisten (siehe Tabelle 6). Auch kulturelle Ange-
bote lassen sich sehen. Da in Zukunft die Kinder- und Familien-
freundlichkeit eine größere Rolle spielen dürfte als bisher, sollte 
Ostdeutschland in stärkerem Maße mit seinem überdurchschnittli-
chen Angebot an Kinderkrippen und -horten werben und diesbe-
zügliche Angebote noch verbessern. Qualität und Studienbedin-
gungen an den ostdeutschen Universitäten brauchen schließlich 
den Vergleich mit westdeutschen Einrichtungen nicht zu scheuen. 

 

Tabelle 6: Chancen der „schrumpfenden Stadt“ 

Interessensgruppen Potenziale 

Mieter Erfüllung der Wohnungswünsche zu 
vertretbaren Preisen ohne den Zwang 
angespannter Märkte 

Vermieter und Eigentümer 

 

Möglichkeiten für individuellen 
Wohnungsbau 

 

Stadt- und Verkehrsplaner sowie 
Bürger 

Möglichkeit, mehr Lebensqualität in 
die Städte zu bringen (z.B. durch 
„Grün“ und Freiräume) 

Quelle: LÜDKE-DALDRUP 2001; Eigene Zusammenstellung 

Nichts spricht dagegen, auch mit spektakulären Initiativen auf 
sich aufmerksam zu machen. Kreative Beispiele im Sinne von 
„best practices“ sind gefragt. Auch zunächst abwegig erscheinen-
de Vorschläge sollten nicht von vornherein außer Acht gelassen 
werden, sondern verdienen eine wohlwollende Überprüfung. Als 
interessantes Beispiel wäre die Metamorphose der sächsischen 
Stadt Riesa von der Stahl- zur Sportstadt zu nennen. Um noch 

55 



einmal FUHRICH (2003) zu zitieren: nicht etwa „Schrumpfhau-
sen“, sondern „Bad Schlankstadt“ sollte am Ende herauskommen. 

Die konkrete Strategie dazu kann natürlich nur vor Ort erarbeitet 
werden. Erfolg versprechend erscheinen dabei heute vor allem 
breit angelegte, integrative Konzepte (siehe Tabelle 7). Die 
Werkzeuge für den Umbau sind knapp mit den Stichworten Ex-
tensivieren, Abreißen, Umschichten, Einfrieren, Binden und Sti-
mulieren zu beschreiben (REUTHER 2003). 

Um das ambitionierte Ziel des „weniger ist mehr“ im Städtebau 
zu erreichen, bedarf es qualitativ hochwertiger, integrierter Kon-
zepte, wie sie auch im Rahmen des Wettbewerbs „Stadtumbau 
Ost“ gefordert werden. Diese Konzeptionen bedürfen nicht nur 
ihrer Umsetzung, sondern – und das ist elementar – der ständigen 
Überprüfung und Fortschreibung. Das Ziel ist nach Überprüfung 
der lokalen Gegebenheiten, Problemfelder und Wünsche klar. Der 
richtige Weg dorthin kann sich aber durch neue Herausforderun-
gen durchaus noch ändern. Somit ist das sogenannte Monitoring 
des Umbauprozesses von grundlegender Bedeutung für den Er-
folg der Gesamtmaßnahme. Die vom Bund geforderten Integrier-
ten Stadtentwicklungskonzepte (INSEK oder ISEK) sind im Üb-
rigen nicht etwa als theoriegeleitete Spielerei anzusehen, sondern 
eine unabdingbare Notwendigkeit, um die Zukunftsfähigkeit der 
ostdeutschen Städte zu sichern. Es mag für den außen stehenden 
Beobachter verwunderlich sein, dass sich der Bund in Form von 
beachtlichen finanziellen Zuwendungen engagiert, um die Städte 
zu animieren, einer ihrer prioritären Aufgaben noch ernsthafter 
nachzukommen: der kommunalen Planung. Hier herrscht in Teil-
breichen ein derart hoher Problemdruck vor, dass Unterstützung 
von Bund und Ländern nicht nur gerechtfertigt, sondern dringend 
geboten erscheint. Darin wird eine große Chance gesehen, die es 
anzunehmen gilt, um den Stadtumbau gemäß der vor Ort erarbei-
teten Strategien voran zu treiben. Denn zukünftig kann nicht mehr 
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davon ausgegangen werden, dass Bund und Länder finanziell er-
neut zur Seite stehen, wenn die kommunalen Ressourcen wieder 
einmal unzureichend zu sein scheinen.  

Tabelle 7: Strategien zur Umsetzung nachhaltiger Stadtentwicklung 

• Ziele der Innenentwicklung konkretisieren 

• Entwicklung der Siedlungsdichte teilräumlich differenziert steuern 

• Ressourcenschonende Rückbaumaßnahmen favorisieren 

- Rückbau wenn erforderlich von Außen nach Innen 

- Flächenhafter Rückbau statt Punktlösungen und genereller Auflocke-
rung 

• Bestandsentwicklung vor Neubau unter besonderer Berücksichtigung 
der aktuellen sowie künftigen Nachfrage in quantitativer und qualitati-
ver Sicht 

• Strategien des sozialen Zusammenhalts stärker gewichten 

• Nutzungsmischung organisieren 

• Interkommunale Kooperation, Bildung von Netzwerken und Städtenet-
zen 

• Monitoring 

Quelle: BAUER 2003, verändert 
 

Wichtig bleibt: einige Städte dürften ihre Gestalt mehr oder weni-
ger verändern. Sie werden aber nicht etwa von der Landkarte ver-
schwinden, sondern stellen auch weiterhin das kulturelle und 
wirtschaftliche Zentrum ihrer Region dar. Wie bereits eingangs 
erwähnt, dürften diejenigen Städte, die auch in Zukunft eine 
schwache ökonomische Basis besitzen, weiterhin eine problemati-
sche demographische Entwicklung erfahren und von Bevölke-
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rungsabwanderung sowie zunehmender Alterung ihrer Bewohner 
betroffen sein. Der Stadtumbau kann dazu beitragen, die Gesamt-
situation zu verbessern. HUNGER (2003) weist ausdrücklich  
darauf hin, dass Erneuerungsmaßnahmen in Stadtquartieren posi-
tive Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt hätten, da diese arbeits- 
und speziell beschäftigungsintensiv insbesondere für den lokalen 
Mittelstand wären. Gerade deshalb gilt es, sich auf qualitative 
Verbesserungen zu besinnen, um sich den vielfältigen Herausfor-
derungen der Zukunft zu stellen. Insbesondere auch unsere Klein- 
und Mittelstädte sind zur Ausgestaltung einer ausgewogenen 
Raumstruktur auch in gesamtgesellschaftlicher Sicht zu wertvoll, 
als dass sie dem Verfall preisgegeben werden könnten. Wie be-
reits eingangs erwähnt, lebt fast die Hälfte aller Bürger in Städten 
dieser Größenordung! 
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5.  Stadtumbau Ost: Inhalte und vorläufige 
Bilanz des Bund-Länder-Programms 

Das Bund-Länder-Programm „Stadtumbau Ost“ wurde im Jahr 
2002 aufgelegt. Anlass waren die markanten Problemlagen der 
Städte, wobei der strukturelle Wohnungsleerstand von 14 Prozent 
in den ostdeutschen Städten zentrale Bedeutung hatte. Für den 
Zeitraum 2002 bis 2009 stehen rund 2,7 Mrd. Euro zur Verfü-
gung. Die Tatsache, dass Bund und Länder in einem solchen Um-
fang kommunale Aufgabenbereiche der Städte finanziell unter-
stützen, ist bislang ein einmaliger Vorgang. Städtebauförderung 
besteht in der Bundesrepublik seit nunmehr 35 Jahren. Die positi-
ven konjunkturellen Wirkungen der bisher aufgelegten Program-
me („Sanierung und Entwicklung“, „Soziale Stadt“, „Städtebauli-
cher Denkmalschutz“) sind unbestritten, wobei ihre wahre Stärke 
darin liegt, Umbauprozesse zeitlich begrenzt sozial abzufedern 
(ELTGES & LACKMANN 2003). Als temporäre Hilfestellung ist 
zunächst auch das Programm „Stadtumbau Ost“ zu sehen. 

Stadtumbau an sich ist ja nichts Neues, sondern vielmehr eine 
Daueraufgabe der Stadtplanung. Das Novum und sicherlich auch 
bekannteste Ziel ist, dass sich hinter diesem Begriff in Ost-
deutschland der Abriss von Wohnungen bzw. leerstehenden Ge-
bäuden verbirgt. Gerade dieser Aspekt wird in der Bevölkerung 
am meisten diskutiert. Neben der nicht leicht zu akzeptierenden 
Notwendigkeit der Vernichtung (vermeintlicher) Wertobjekte war 
es vor allem die Furcht vor einer Maßnahme, die dazu dienen 
könnte, das aus Mieter- und Käufersicht günstiger werdende 
Preisniveau in die Höhe zu treiben. Dass der Leerstand auf Grund 
der aktuellen ökonomischen und demographischen Entwicklung 
in kurzer Zeit gar nicht vollständig beseitigt werden kann (und 
soll) und dass es auf keinen Fall das Ziel des „Stadtumbau Ost“ 
ist, die Wohnungsmärkte in den ostdeutschen Städten zu beein-
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trächtigen, war zunächst einmal nur schwer zu vermitteln. Tat-
sächlich zieht Leerstand unter Umständen gravierende Folgen 
nach sich, welche beispielsweise in sozialer Segregation und Be-
deutungsverlust sowie Abwertung ganzer Wohnviertel münden 
können. 

Es wäre aber auch naiv zu glauben, dass die leer stehenden Plat-
ten- und Altbauten durch abrissbedingte Angebotsverknappung 
leicht wieder nutzbar wären. Die zweite Hälfte der 1990er Jahre 
hat mit der wachsenden Stadt-Umland-Wanderung gezeigt, dass 
viele Menschen, sobald sie es sich leisten können, den Platten- 
und Altbausiedlungen den Rücken kehren. Wirtschaftlicher Auf-
schwung in ostdeutschen Städten würde zweifelsfrei für eine ge-
wisse Zuwanderung sorgen. Nur dürften diese Zuwanderer größ-
tenteils nicht unbedingt in die heute leer stehenden Wohnungen 
ziehen. Zur vermeintlichen „Beliebtheit“ der Plattenbauten – wie 
in einigen Publikationen dargestellt – ist anzumerken, dass nur 
mehr diejenigen dort bleiben wollen, die schon sehr lange dort le-
ben. Zuzug erfolgt kaum noch; und wenn, dann wird er durch ex-
terne Umstände (meist sozialer Art) erforderlich. Bereits seit ge-
raumer Zeit zieht kaum jemand in die „Platte“ oder in unsanierte 
Altbauten. 

Als Ziel hat sich das Programm „Stadtumbau Ost“ neben der Be-
standsreduzierung von auf Dauer nicht mehr benötigtem Wohn-
raum die Aufwertung der beteiligten Städte gesetzt. Hierbei 
nimmt der Rückbau einen unbestritten hohen Stellenwert ein. So 
wurden die Länder seit 2003 ermächtigt, bei Bedarf mehr als die 
Hälfte der bewilligten Finanzmittel dafür einzusetzen. Grundsätz-
lich aber ist vorgesehen, die Mittel in gleichen Teilen für Rück-
bau- und Aufwertungsmaßnahmen zu verwenden. Es handelt sich 
also nicht ausschließlich um ein „Abrissprogramm“, wenngleich 
bis zum Jahr 2009 der Rückbau von 350.000 leer stehenden Woh-
nungen geplant ist. Unter die vorgesehenen Maßnahmen  

60 



fallen außerdem die Aufwertung des vorhandenen Gebäudebe-
standes – insbesondere die Erhaltung von Gebäuden mit baukultu-
reller Bedeutung –, die Anpassung der städtischen Infrastruktur, 
die Wiedernutzung freigelegter Flächen und die Wohnumfeldver-
besserung (siehe Tabelle 8). 

Mit Hilfe dieses Förderprogramms werden vorrangig solche 
Kommunen gefördert, welche im Landesvergleich einen über-
durchschnittlich hohen Wohnungsleerstand aufweisen, ein mit 
den Wohnungseigentümern abgestimmtes Integriertes Stadtent-
wicklungskonzept vorgelegt haben und sich zu dessen zügiger 
Umsetzung verpflichten. Die Wohnungseigentümer sollen dabei 
eine Altschuldenentlastung nach § 6a AHG (Altschuldenhilfe-
Gesetz) erhalten. Im Gegenzug wird erwartet, dass die Beteiligten 
das im Rahmen des Stadtentwicklungskonzepts erstellte Rück-
baukonzept mittragen und bereit sind, sich mit eigenen Mitteln an 
den Kosten zu beteiligen. Soweit es sachlich geboten erscheint, 
sollen die Städte mit ihren Umlandgemeinden ein abgestimmtes 
Baulandentwicklungs- und Rückbaukonzept erarbeitet haben. 

Unter diesen Voraussetzungen wurden in den Jahren 2002 und 
2003 insgesamt 252 Kommunen (einschließlich Berlin) in das 
Bund-Länder-Programm „Stadtumbau Ost“ aufgenommen. 
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Tabelle 8: Anlass und Ziele des Bund-Länder-Programms  
„Stadtumbau Ost“ 

Das Bund-Länder-Programm „Stadtumbau Ost“ 

Anlass: 

• 14 Prozent Wohnungsleerstand 2001 

• veränderte Wohnansprüche 

• rückläufige Bevölkerungszahlen 

• Abwanderung/Suburbanisierung 

Ziele: 

• Stärkung der Innenstädte 

• Bestandsreduzierung von auf Dauer nicht mehr benötigtem Wohnraum

• Aufwertung/Rückbau betroffener Städte  

• Abriss von 350.000 leer stehenden Wohnungen in den neuen Ländern 
bis 2009 

Quelle: BMVBW, Eigene Zusammenstellung 
 

Im Einzelnen sieht das Programm Zuschüsse für Rückbau und 
Aufwertungsmaßnahmen sowie für Wohneigentumsbildung in  
innerstädtischen Altbauquartieren vor. Dadurch sollen die Moder-
nisierung und Instandsetzung bei der Bildung von Wohneigentum 
in innerstädtischen Altbauten und denkmalgeschützten Gebäuden 
gefördert werden. Um dieses Ziel zu erreichen, ist außerdem die 
Investitionszulage für Mietwohnungen des innerstädtischen Alt-
baus sowie bestimmter denkmalgeschützter Bauten erhöht wor-
den, um die Revitalisierung städtebaulich wertvoller Quartiere in 
Sanierungs-, Erhaltungs- und Kerngebieten durch Modernisierung 
zu begünstigen. Mittels Förderung von Rückbaumaßnahmen im 
Rahmen des neuen KfW-Wohnraum-Modernisierungsprogramms 
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sollen Abrissmaßnahmen durch zusätzlich gewährte Liquidität 
unterstützt werden. Eine wichtige Maßnahme stellte der gleich-
namige Wettbewerb "Stadtumbau Ost" dar, welcher die beschleu-
nigte Vorbereitung von Integrierten Stadtentwicklungskonzepten 
(INSEK) erforderte. 

Sicherlich kann das Programm per se kritisch bewertet werden, 
verzerrt es doch die Grundlagen von Angebot und Nachfrage auf 
dem Wohnungsmarkt. So sieht FRANZ bereits 2002 eine Steige-
rung oder gar neue Qualität staatlicher Subventionierung, denn 
Wohnungsneubau und -abriss werden gleichzeitig gefördert. Ohne 
Kenntnis der besonderen Herausforderungen der ostdeutschen 
Stadtentwicklung wäre ein derartiges Vorgehen nur mehr „als 
Endstadium einer um sich greifenden Subventionitis“ zu begrei-
fen. Erst bei näherer Betrachtung der spezifischen Situation in den 
Städten der neuen Länder wird das Anliegen des thematisierten 
Programms verständlich, wobei insbesondere die hohen Woh-
nungsleerstände – welche unweigerlich negative externe Effekte 
nach sich ziehen – ein triftiges Argument für staatliche Eingriffe 
dieses Ausmaßes sind. 

Wenngleich die Laufzeit des Programms „Stadtumbau Ost“ bis 
2009 geht, ist es durchaus möglich, bereits jetzt eine erste Zwi-
schenbilanz der bisherigen Umsetzung zu ziehen. Für die Teil-
nahme am Wettbewerb hatten 269 Städte ein Integriertes Stadt-
entwicklungskonzept erstellt, wovon 34 im September 2002 
prämiert wurden. Diese beispielhaften Konzeptionen sollen nun 
die Basis einer weiteren Konkretisierung von Vorhaben im Stadt-
umbauprozess bieten.  

Im Januar 2004 wurde ein Kompetenzzentrum „Bundestransfer-
stelle Stadtumbau Ost“ zur Gewährleistung von Informations-
fluss, Wissenstransfer und Beratung im Stadtumbauprozess einge-
richtet (Internetpräsenz: stadtumbau-ost.info). Ebenfalls ist 
festzuhalten, dass in einzelnen Städten Arbeitsgemeinschaften 
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bzw. GmbH zur Realisierung der INSEK gegründet wurden und 
dass verstärkte Öffentlichkeitsarbeit betrieben wird. Auch sind 
zunehmende wissenschaftliche Forschungsaktivitäten zum Thema 
„Stadtumbau“ festzustellen. 

Als Erfolg kann die Tatsache gewertet werden, dass der Anstieg 
des Wohnungsleerstandes offenbar gestoppt zu sein scheint und 
dass erste Abrissmaßnahmen realisiert worden sind. So wurden in 
den Jahren 2002 und 2003 des Programms bereits über 31.000 
Wohnungen abgerissen. Für insgesamt 95.000 Wohnungen sei die 
Rückbauförderung bewilligt (BMVBW) und mehr als 100 Woh-
nungsunternehmen hätten bereits Zusagen zur Altschuldenentlas-
tung, die nach dem Abriss von Wohngebäuden gewährt würde. 
Nach Erkenntnissen des Statistischen Bundesamtes ist der Leer-
stand seit dem Jahre 2000 nur mehr leicht, nämlich von 1,0 auf 
1,07 Mio. Wohnungen gestiegen. 

Während die schnelle Umsetzung des Förderprogramms und die 
hohe Resonanz auf den Wettbewerb zweifellos als positiv zu wer-
ten sind, erscheinen einige Aspekte weiterhin kritisch. Zunächst 
ist noch nicht eindeutig nachvollziehbar, inwiefern die geringer 
steigende Leerstandsquote tatsächlich auf das Programm „Stadt-
umbau Ost“ zurückzuführen ist. So dürften die neuen Haushalts-
gründungen der in Ostdeutschland starken Geburtsjahrgänge der 
späten 1970er Jahre zu einer vermehrten Wohnraumnachfrage 
beitragen. Auch kompensieren die rückgebauten Wohnungen in 
vielen Städten den jährlichen Neubau nicht. Im Hinblick auf die 
in Zukunft voraussichtlich weiter sinkende Nachfrage werden 
noch zu wenige Wohnungen vom Markt genommen. Angesichts 
dessen mehren sich kritische Hinweise, dass ein wirklich effekti-
ver Rückbau bis 2010 auf den „Abriss von 110 Prozent“ des heu-
tigen Leerstandes abzielen müsste. Auch benötigt die Erstellung 
von Stadtentwicklungskonzepten einige Zeit, in der eine Verrin-
gerung der Leerstände nicht erfolgt. 
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Ein Kernproblem ist schließlich die bisher mangelnde Beteiligung 
aller relevanten Akteure, die in Bezug auf den Wohnungsmarkt 
eine Rolle spielen. Wenn in der Vergangenheit Abriss erfolgte, 
dann meistens in den Plattenbaugebieten. Diese sind häufig auf 
einzelne Stadtviertel konzentriert und gehören Wohnungsgenos-
senschaften oder -gesellschaften, die sich wiederum großteils in 
kommunaler Hand befinden. Daraus ergibt sich im Prinzip eine 
günstige Ausgangsbasis, denn angesichts der hohen Wohnungs-
bestände kann dort leichter ein effektiver Rückbau erreicht wer-
den als mit den vielen Privateigentümern, welche in den Altbau-
vierteln dominieren. Daher erfolgt der Rückbau überwiegend zu 
Lasten der „Platte“. Allerdings bezieht sich Wohnungsleerstand 
nicht ausschließlich auf die DDR-Neubauviertel. Gründerzeit-
quartiere sind davon ebenso betroffen. Auch hier besteht dringen-
der Handlungsbedarf, obwohl diese Stadtteile in der Regel den 
geläufigen Vorstellungen eines „schönen“ Wohnstandortes mit 
erhaltenswerter Architektur entsprechen und meistens zentraler 
liegen als die großen Plattenbauviertel, weshalb der Wohnungsab-
riss im Innenstadtbereich noch weitaus schwieriger wäre. 

Auch die vorgesehene Gründung von Stadtumbaugesellschaften 
zum Interessenausgleich mit den Eigentümern ist bislang nicht so 
häufig erfolgt, wie es wünschenswert wäre. Noch immer besteht 
eine „Trittbrettfahrer“-Problematik, welche aus Sicht der Woh-
nungseigentümer wie folgt aussieht: Derjenige, der sich nicht am 
Rückbau beteiligt, hat einerseits keine Aufwendungen zu leisten; 
er sieht seine Marktposition andererseits dennoch verbessert, da 
Konkurrenten sich am Gebäudeabriss beteiligen und somit das 
Wohnungsüberangebot abbauen. Die Nutzen des Rückbaus wer-
den also „sozialisiert“, während die Kosten beim einzelnen Ak-
teur verbleiben. 

Trotz der großen Resonanz des Wettbewerbs „Stadtumbau Ost“ 
ist festzustellen, dass die durch das Förderprogramm initiierten 
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INSEK inhaltlich bislang nur wenig Neues oder gar innovative 
Ansätze hervorgebracht haben. Typische Schwächen beziehen 
sich auf fehlerhafte Bevölkerungsprognosen, einem zu engen Fo-
kus auf einzelne Stadtteile, halbfertige Finanzierungspläne, der 
unzureichenden Berücksichtigung wohnungswirtschaftlicher As-
pekte und einer unzulänglichen Abstimmung mit den Umlandge-
meinden. So ist für eine realistische, finanzierbare Folgenutzung 
der durch den Abriss gewonnen Areale bisher meistens nur die 
Einrichtung von Grün- bzw. Freiflächen vorgeschlagen worden. 

Ein weiterer kritischer Aspekt betrifft die praktische Umsetzung, 
speziell die Phase der Antragstellung und die Fördermittelzutei-
lung. So haben die Antragsteller eine Vielzahl von Voraussetzun-
gen zu erfüllen. So ist zunächst ein „Vorantrag“ bei der zuständi-
gen Gemeinde zu stellen, welche entscheidet, ob das Vorhaben 
förderfähig ist. Dies ist dem Umstand geschuldet, dass nicht etwa 
die Wohnungsunternehmen, -genossenschaften bzw. -eigentümer 
gegenüber dem Land als Erstempfänger (also Antragsteller) fun-
gieren, sondern die Kommunen. Die Bearbeitung dieser Anträge 
erfolgt in den Regierungspräsidien, welche die bewilligten Gelder 
über die Kommunen an die rückbauwilligen Eigentümer auszah-
len. Den Kommunen steht dabei zu, auf der Grundlage des erar-
beiteten Stadtentwicklungskonzeptes eine Auswahl zu treffen. 
Nicht nur dass dadurch ein „bürokratischer Wasserkopf“ errichtet 
wird (FRANZ 2003), vielmehr dürften die bestehenden Richtlinien 
einige Akteure demotivieren und letztlich daran hindern, sich ak-
tiv am Umbauprozess zu beteiligen. Dies gilt insbesondere für 
Privatpersonen, deren Wohnungseigentum häufig in den als be-
sonders schwierig rückbaubaren Gründerzeitvierteln liegt. 

Außerdem gibt es Befürchtungen, dass die Probleme schneller 
wachsen könnten, als das Stadtumbau-Programm greift, wenn den 
Akteuren nicht schneller und unbürokratischer die benötigten Zu-
schüsse zur Verfügung gestellt würden. Auch ist die Gefahr der 
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drohenden Insolvenz von Wohnungsunternehmen nicht gebannt. 
Was auf den ersten Blick als notwendige Marktbereinigung ange-
sehen werden könnte, hätte auf Seiten der ostdeutschen Städte – 
insbesondere denen kleinerer und mittlerer Größe – unabsehbare 
negative Konsequenzen. In einem solchen Fall blieben zum einen 
die überzähligen Wohnungen zunächst am Markt, zum anderen 
fehlten den Kommunen die wichtigsten Partner bei der prakti-
schen Umsetzung des Stadtumbaus. Um so problematischer, wenn 
ein kommunales Unternehmen selbst betroffen wäre und der 
Haushalt durch entsprechende Haftungen zusätzlich belastet wäre. 
Sozialverträglicher Stadtumbau wäre dann unmöglich (HUNGER 
2003). 

Ein weiteres Problem liegt in der allgemeinen Beteiligung am 
„Stadtumbau Ost“. Es ist kaum davon auszugehen, dass all dieje-
nigen Städte, welche nicht teilgenommen haben, keine Schwie-
rigkeiten hätten. Hier wäre zu prüfen, ob vielleicht durch eine an-
gespannte Haushaltslage und/oder fehlendes Personal eine 
Teilnahme nicht möglich gewesen war; oder ob vielleicht nur ein 
mangelndes Problembewusstsein vorgeherrscht hat. Dort wieder-
um, wo für den Wettbewerb ein Integriertes Stadtentwicklungs-
konzept erarbeitet bzw. in Auftrag gegeben worden ist, lässt die 
Umsetzung bisweilen auf sich warten. Im ungünstigsten Fall lie-
gen die Gutachten nun in der Schublade. Nicht alle Kommunen 
haben verstanden, dass sie nach Ablauf des Wettbewerbs selbst 
gefordert sind. Der Bund dürfte in Zukunft für den Stadtumbau 
nicht noch einmal Fördermittel in einem solchen Umfang zur Ver-
fügung stellen. Die Taktik des Abwartens einiger Kommunen, bis 
ihre städtebaulichen Probleme so dringlich werden, dass Bund 
und Länder ihnen erneut zur Seite stehen, geht aller Wahrschein-
lichkeit nach nicht auf. Die Zeit der zunehmend höheren Eigen-
verantwortung im Rahmen des immer schwieriger werdenden 
Stadtumbaus hat begonnen. Die erarbeiteten Konzepte müssen 
umgesetzt, dabei prozessbegleitend überprüft und gegebenenfalls 
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neu justiert werden. Von der Bedeutung des Monitoring und der 
Erfolgskontrolle war bereits die Rede; wobei negativ festzuhalten 
ist, dass diese Maßnahmen als Bestandteil der Integrierten Stadt-
entwicklungskonzepte bei nur etwa einem Drittel der für den 
Wettbewerb eingereichten Unterlagen vorgesehen sind. 

Den genannten kritischen Gesichtspunkten entgegenzusetzen 
bleibt, dass mit dem Stadtumbauprogramm recht schnell auf ein 
gravierendes Problem der ostdeutschen Städte reagiert worden ist. 
Möglichst kurzfristig sollten langfristige, nachhaltige Konzepte 
vorgelegt werden, welche zudem – unter Einbeziehung Dritter, 
wie der Wohnungswirtschaft – praktikable und kurzfristig um-
setzbare Maßnahmen enthalten sollten. Diese komplexe Aufgabe 
ist innerhalb weniger Jahre kaum befriedigend zu lösen. Viel 
wichtiger aber ist, dass die INSEK zur notwendigen Sensibilisie-
rung, einer umfassenderen Erörterung des Problems und zu ers-
tem Handeln geführt haben.  

Nicht zuletzt deshalb ist diese Bund-Länder-Initiative insgesamt 
zu begrüßen. Ebenso wie das bis heute erzielte Ergebnis grund-
sätzlich als positiv erachtet wird, wenngleich die bisherige Um-
setzung – sowohl was den Umfang als auch was das Tempo be-
trifft – noch zu wünschen übrig lässt. 
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6.  Die Novelle des Baugesetzes als Chance 
ergreifen 

Eine gravierende Schwachstelle wurde im Zusammenhang mit 
dem Stadtumbau bereits an mehreren Stellen erwähnt: die ge-
wünschte Konsolidierung des Wohnungsmarktes ist augenblick-
lich an die Rücknahme des Angebots gebunden. Voraussetzung 
dafür wiederum ist die freiwillige Mitwirkung der jeweiligen Ei-
gentümer. Diejenigen aber, welche sich nicht beteiligen möchten, 
konnten bislang in den seltensten Fällen dazu gezwungen werden. 
Auch bestand stets die Gefahr, dass Abrissmaßnahmen durch un-
mittelbar folgenden Neubau an denselben oder – vielleicht sogar 
unerwünschten – anderen Standorten konterkariert würden. Dies 
gilt insbesondere für rückgebaute Flächen: Baurecht kann nicht 
einfach aufgehoben werden; zumindest nicht ohne Entschädi-
gungsansprüche der betroffenen Grundeigentümer. Aus planeri-
scher Sicht wäre daher die Möglichkeit zur kompletten oder we-
nigstens zeitweiligen Rücknahme baurechtlicher Vorgaben 
wünschenswert. Auch die interkommunale Kooperation mit den 
Umlandgemeinden ist zwar wünschenswert, aber kaum einzukla-
gen. Mit der Novellierung des Baugesetzbuches nach dem Euro-
parechtsanpassungsgesetz „EAG Bau 2004“ wurde das nationale 
Recht beim Baugesetzbuch und Raumordnungsgesetz den um-
weltbezogenen Grundsätzen des Europäischen Rechts angepasst. 
Das neue deutsche Baurecht soll nun zu einfacheren Verfahren 
führen und EU-Richtlinien umsetzen. Diese Novellierung wurde 
genutzt, um auch den Stadtumbau als „Angebot im Köcher des 
Baugesetzes“7 einzubringen. 

                                              

7 Prof. Dr. M. Krautzberger anlässlich der Erläuterung des EAG Bau 2004 
bezüglich des Stadtumbaus im Rahmen einer Veranstaltung des Deut-
schen Verbandes für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung am 
20.10.2004 in Leipzig. 
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Die Ziele der Stadtumbaumaßnahmen wurden darin leitbildartig 
und hierarchisch formuliert (§ 171a Abs. 3): Anpassung der Sied-
lungsstruktur, Verbesserung der Wohn-, Arbeits- und Umwelt-
verhältnisse, Stärkung der Innenstadt, Konversion, Rückbau, Zwi-
schennutzung sowie Erhaltung innerstädtischer Altbaubestände. 
Durchgeführt werden die entsprechend geeigneten Maßnahmen in 
einem jeweils durch die Gemeinde zu beschließenden „Stadtum-
baugebiet“ (§ 171b).  

Wichtiges Novum und „scharfes Instrument“ ist der so genannte 
„Stadtumbauvertrag“ (§ 171c), welcher den Gemeinden auf Basis 
von städtebaulichen Verträgen mit den betroffenen Eigentümern 
die Möglichkeit einräumt, die Rücknahme von Baurecht und den 
Verzicht auf die Ausübung von Ansprüchen nach den §§ 39 bis 
44 (Entschädigung) zu vereinbaren. Auch ist es zulässig, auf der 
frei werdenden Fläche Zwischennutzungen zu vereinbaren. 

Weniger deutlich formuliert, aber gefordert, wird die Beteiligung 
der Nachbargemeinden. Die Aussage zur Stärkung der Innenstäd-
te könnte durchaus als Absage an eine weitere Suburbanisierung 
interpretiert werden und dürfte somit Auswirkungen auf die  
Genehmigungspraxis für neue Wohn- und Gewerbeflächen im 
unmittelbaren Umland der Städte haben. Festzustellen ist, dass 
einvernehmliche Regelungen – deshalb ja auch das Instrument 
des Vertrags – angestrebt werden. Ob dies oder ob die interkom-
munale Kooperation im Zweifelsfall einklagbar wären und inwie-
fern die neuen Möglichkeiten des Baugesetzes überhaupt kreativ 
genutzt werden, muss sich nun in der Praxis zeigen. Festzuhalten 
bleibt, dass die im Stadtumbau engagierten Städte eine Hilfe be-
kommen haben, derer sie sich bedienen sollten. 

 

70 



7. Stadtumbau Ost – eine Daueraufgabe? 
Schlussfolgerungen für Bund, Länder 
und Kommunen 

Dass Städte sich permanent wandeln, ist kein neues Phänomen, 
weshalb der augenblicklich zu beobachtende Auf- und Umbruch 
ostdeutscher Städte grundsätzlich nicht ungewöhnlich ist. Die 
Entwicklung der letzten Jahre sowie die Ergebnisse einschlägiger 
Modellrechungen für die Zukunft legen allerdings den Schluss 
nahe, dass vielerorts eher rückläufige Tendenzen statt Wachstum 
zu bewältigen sein werden. Diese Erkenntnis sorgt für Verunsi-
cherung, da im kommunalpolitischen und stadtplanerischen Um-
gang mit einer solchen weittragenden Aufgabe kaum Erfahrungen 
bestehen. Den betroffenen Kommunen bleibt trotzdem nichts  
übrig, als sich den Herausforderungen zu stellen und entsprechend 
zu agieren.  

Rück- und Umbau sowie Anpassung der Städte und ihrer Infra-
struktur werden vielerorts kaum zu vermeiden sein. Besonders 
kritisch erscheint die Lage der Klein- und Mittelstädte peripherer 
Regionen. Zur Bewältigung dieser Aufgabe sind außer den Woh-
nungsunternehmen und den Immobilieneigentümern insbesondere 
Bund, Länder und die Kommunen (sie haben schließlich die Pla-
nungshoheit inne) gleichermaßen gefragt, da diese als einzige in 
der Lage sind, weitgehend unabhängig von eigenem Renditestre-
ben den notwendigen, kostenintensiven Interessensausgleich zu 
bewirken. Im speziellen Fall des Schrumpfungsmanagements gilt 
es, alle relevanten Akteure einzubinden, um die finanziellen Las-
ten auf möglichst vielen Schultern zu verteilen. Die leeren Kassen 
zahlreicher kommunaler Haushalte zwingen bereits heute zur 
Ausdünnung öffentlicher Angebote. Daher stehen zusätzlich not-
wendige Investitionen in erforderliche Anpassungsmaßnahmen 
zum Stadtumbau von vornherein in Frage. Eine Reform der  
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Gemeindefinanzen, welche diese Schwierigkeiten berücksichtigen 
müsste, wäre grundsätzlich zu befürworten. Nach Berechungen 
des Deutschen Instituts für Urbanistik (Difu) verursacht der Ver-
lust eines Einwohners rein rechnerisch einen jährlichen Einnah-
meverlust von etwa 3.000 Euro für die betroffene Gemeinde. Die 
bisherige Praxis, dass Kommunen auf finanzielle Mittel angewie-
sen sind, welche wiederum proportional zur Einwohnerzahl zu-
gewiesen werden, hat in Gebieten mit stagnierender bzw. rückläu-
figer Bevölkerungsentwicklung in Ansätzen zu einer 
interkommunalen Konkurrenz um Investitionen und Bürger ge-
führt. Diese Praxis widerspricht jedoch dem Ziel einer kompak-
ten, ressourcenschonenden Siedlungsentwicklung, obwohl die 
Ausweisung großzügiger, preiswerter Bauflächen nach wie vor 
weit verbreitet ist. Der Trend zu Konkurrenz und Kirchturmpoli-
tik ist aus Sicht der Städte und Gemeinden – auch im Interesse der 
Bürger – nachvollziehbar. Es gibt trotz insgesamt rückläufiger 
Einwohnerentwicklungen kaum wirksame Anreize zum sparsa-
men Umgang mit Fläche und wegen der bisherigen großzügigen 
Ausweisungspraxis besteht oftmals ein Überhang an Baurecht, 
ebenso wie die allgemeine schwierige wirtschaftliche Lage die 
Verhandlungsposition von Investoren stärkt. Angesichts dieser 
Problemlage sind die Bemühungen derjenigen Städte und Ge-
meinden verständlicher, die ihre Einwohnerzahlen halten wollen. 

Eine Unterstützung des Stadtumbaus der betroffenen Städte durch 
zusätzliche Mittel von Bund und Ländern erscheint vor diesem 
Hintergrund sinnvoll und notwendig. Mit dem Förderprogramm 
„Stadtumbau Ost“ ist deshalb zusätzlich zu den bereits vorhande-
nen Möglichkeiten der Städtebauförderung ein Instrument ge-
schaffen worden, das die in Ostdeutschland betroffenen Kommu-
nen bei der schnellen Umsetzung einer integrierten 
Stadtentwicklung unterstützen soll. Bereits in der Anlaufphase 
konnten zahlreiche dringende Vorhaben realisiert werden. Ob das 
Förderprogramm nach 2009 fortgesetzt werden sollte, kann  
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derzeit noch nicht abschließend beurteilt werden. Wichtig ist, dass 
staatliche Unterstützung stets nach dem Prinzip „Hilfe zur Selbst-
hilfe“ gewährt wird. Was den Bedarf auf Seiten der ostdeutschen 
Städte anbelangt, so dürfte dieser nach dem Ende der Förderperi-
ode mit Sicherheit noch bestehen. Allerdings sollten in Ergänzung 
dazu flankierende Maßnahmen realisiert werden, welche die Ge-
samtentwicklung der betreffenden Städte nach innen (innerstäd-
tisch, fachübergreifend [Wirtschaft, Verkehr, Kultur usw.]) und 
nach außen (Umland, Fremdimage) beinhaltet. Nicht zuletzt 
müssten die Werbemaßnahmen verstärkt werden, um die positive 
Zielsetzung des Stadtumbaus möglichst breit zu streuen und vor 
allem weitere Akteure zur aktiven Mitwirkung zu motivieren. 
Stadtumbau betrifft sicherlich nicht jeden Bürger direkt, das Re-
sultat aber wird für alle sichtbar und von Bedeutung sein. Nicht 
jeder ist davon betroffen und nicht jeder wird sich daran beteili-
gen und verwirklichen können. Deshalb gilt es, den Prozess inten-
siv zu erläutern, zu kommunizieren und zu moderieren. Eine auf 
Transparenz abzielende Kommunikation ist wichtig und muss 
professionell gemanagt werden. Wenn die Bürger merken, dass 
sich an ihrem Wohnstandort etwas tut, dürfte mit Sicherheit Un-
terstützung gewährt werden, auch wenn am Ende des langwieri-
gen Umbauprozesses nicht jeder Gewinner sein kann. Allerdings 
sind einige bürokratische Begleiterscheinungen zu minimieren 
bzw. zu beseitigen, welche die reibungslose Durchführung dieses 
grundsätzlich bedeutsamen Bund-Länder-Programms erschweren.  

Trotz der augenblicklichen Notwendigkeit einer solchen Förde-
rung scheint es im Moment verfrüht zu sein, über eine definitive 
Verlängerung bzw. die dauerhafte Implementierung dieses Pro-
gramms nachzudenken. Auf jeden Fall sollten sowohl etwaige 
Mitnahmeeffekte ausgeschaltet als auch einer drohenden Subven-
tionsmentalität vorgebeugt werden. Angesichts knapper Kassen 
ist grundsätzlich dafür zu plädieren, die Programme der Städte-
bauförderung im weiteren Sinne in Zukunft noch effizienter zu 
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gestalten. In Expertenkreisen setzt sich zunehmend der Wunsch 
nach einer stärkeren Bündelung der bislang nebeneinander beste-
henden Finanzhilfen für die Städte durch (z.B. ELTGES & LACK-
MANN 2003, HUNGER 2003). So ist im Zuge der integrierten 
Stadtentwicklung die Berücksichtigung der sozialen Komponente 
schon seit Längerem eine Daueraufgabe geworden. Daher wäre 
beispielsweise eine Verknüpfung der Programme „Stadtumbau 
Ost“ und „Soziale Stadt“ möglicherweise durchaus sinnvoll. Prak-
tikable Konzepte zum Abbau von Mischfinanzierungen auf dem 
Weg zu einem einheitlichen Finanzhilfeinstrument „Integrierte 
Stadtentwicklung“ wären gleichermaßen zu begrüßen. Dabei 
würden die unmittelbar betroffenen Akteure als Experten in den 
Städten vor Ort selbst über die Prioritäten des Mitteleinsatzes ent-
scheiden. ELTGES & LACKMANN (2003) weisen allerdings zu 
Recht darauf hin, dass eine solche Lösung voraussetzen würde, 
dass der Bund die Stadtentwicklung als Politikfeld bestimmen 
müsste. Dies dürfe aber keinesfalls aus Kompetenzstreben erfol-
gen, sondern aus der Einsicht, dass es sich dabei um eine wirt-
schaftspolitische Notwendigkeit in Zeiten marginaler Wachstums-
raten handelt. Zudem wäre es wünschenswert, wenn auch die 
gesetzlichen Rahmenbedingungen zunehmend den neuen Erfor-
dernissen angepasst würden, anstatt sie zu konterkarieren. 

Vor Ort ist zunächst darauf abzuzielen, dass ein Integriertes 
Stadtentwicklungskonzept erarbeitet wird. Wenn bereits ein sol-
ches vorhanden ist, dann darf es nicht in der Schublade landen. 
Vielmehr muss es zügig realisiert und im Rahmen seiner Umset-
zung stets kritisch überprüft und gegebenenfalls den jeweiligen 
neuen Herausforderungen angepasst werden. Förderprogramme 
und sonstige finanzielle Hilfen von Bund und Ländern sind für 
Städte und Gemeinden gut und wichtig. Sie sollten einen mög-
lichst praktikablen Rahmen vorgeben, wobei die richtigen Ent-
scheidungen letztlich vor Ort gefällt werden müssen. Ihre Pla-
nungshoheit bringt den Kommunen bei stagnierender oder gar 
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rückläufiger Entwicklung nicht etwa eine wie auch immer gearte-
te Entlastung, sondern ein Mehr an Verantwortung und deutlich 
höhere Anforderungen als die Steuerung von Wachstum. 
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